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BEGRUNDUNG

1. KONTEXT DESVORSCHLAGS
1.1 Aktuelle Entwicklungen der EU-Politik im Bereich des Schienenverkehrs

In ihrem Weil3buch ,, Fahrplan zu einem einheitlichen européischen Verkehrsraum — Hin zu
einem  wettbewerbsorientierten und  ressourcenschonenden  Verkehrssystem*  vom
28. Marz 2011 legte die Kommission ihre Zielvorstellung von einem enheitlichen
europaischen Eisenbahnraum dar und betonte, dass es dazu eines Eisenbahnbinnenmarktes
bedarf, in dem die européischen Eisenbahnunternehmen ihre Dienstleistungen ohne unnétige
technische und administrative Hindernisse erbringen konnen.

In seinen Schlussfolgerungen vom Januar 2012 hob der Européische Rat die Bedeutung
hervor, die der Freisetzung des wachstumsstimulierenden Potenzials eines voll integrierten
Binnenmarkts, einschlieldlich MalRnahmen in Bezug auf netzgebundene Branchen, zukommt®.
In der am 30.Ma 2012 angenommenen Mitteilung Uber Maldnahmen fur Stabilitat,
Wachstum und Beschéftigung? betonte die Kommission, dass der biirokratische Aufwand und
die Marktzutrittsschranken im Eisenbahnsektor weiter abgebaut werden missen, und gab
dazu landerspezifische Empfehlungen ab. Auch in ihrer Mitteilung vom 6. Juni 2012 Uber
eine bessere Governance fiir den Binnenmarkt® stellte die Kommission die Bedeutung des
Verkehrssektors heraus.

In den vergangenen zehn Jahren wurden drei ,, Eisenbahnpakete® geschnirt, die (zusammen
mit ihren begleitenden Rechtsakten) schrittweise zu massiven Anderungen auf dem
Schienenverkehrsmarkt in der EU gefuihrt haben; Ziel war es, unter Wahrung eines hohen
Sicherheitsniveaus die nationalen Markte zu 6ffnen, die Eisenbahn wettbewerbsfahiger zu
machen und ihre Interoperabilitdt auf EU-Ebene herzustellen. Doch trotz der erheblichen
Weiterentwicklung des EU-Besitzstands zur Schaffung eines Binnenmarktes fir
Schienenverkehrsdienste ist der Anteil des Schienenverkehrs am Gesamtverkehrsaufkommen
innerhalb der EU noch relativ gering. Die Kommission will daher ein viertes Eisenbahnpaket
vorschlagen, um die noch bestehenden Markthindernisse zu beseitigen und so die Qualitat
und Effizienz der Eisenbahndienste zu verbessern. Die vorliegende Richtlinie ist Teil des
vierten Eisenbahnpakets, mit dem die verbleibenden administrativen und technischen
Hindernisse abgebaut werden sollen, insbesondere durch die Festlegung eines gemeinsamen
Sicherheitskonzepts und von Interoperabilitdtsvorschriften zur Erzielung grofRenbedingter
Kosteneinsparungen fir die Eisenbahnunternehmen in der EU, die Senkung von
Verwaltungskosten und die Beschleunigung administrativer Ablaufe sowie die Unterbindung
von verdeckter Diskriminierung.

1.2. Rechtsrahmen fir die Eisenbahnsicher heit

Im Hinblick auf die weiteren Bemuhungen zur Schaffung eines Binnenmarktes fur
Eisenbahnverkehrsdienste bedarf es eines gemeinsamen Regelungsrahmens fur die
Eisenbahnsicherheit. Die Mitgliedstaaten haben ihre Sicherheitsvorschriften und —normen bis
heute Uberwiegend nach einzel staatlichen Erwagungen entwickelt, wobel sie jeweils nationale
technische und betriebliche Konzepte zugrunde gelegt haben. Gleichzeitig haben

http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/en/ec/127599.pdf .
COM(2012) 299 endg.
3 COM (2012) 259 endg.
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Unterschiede grundsétzlicher, konzeptioneller und kultureller Art die Uberwindung
technischer Hindernisse und die Aufnahme grenziiberschreitender Verkehrsdienste erschwert.

Mit der Richtlinie 91/440/EWG des Rates, der Richtlinie 95/18/EG des Rates vom
19. Juni 1995 Uber die Erteilung von Genehmigungen an Eisenbahnunternehmen® sowie der
Richtlinie 2001/14/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2001
Uber die Zuweisung von Fahrwegkapazitédt der Eisenbahn, die Erhebung von Entgelten fir die
Nutzung von Eisenbahninfrastruktur und die Sicherheitsbescheinigung® wurde ein erster
Schritt zur Regulierung des europai schen Eisenbahnverkehrsmarktes unternommen, in dessen
Rahmen der Markt fir grenziberschreitende Schienengiterverkehrsdienste gedffnet wurde.
Die Sicherheitsbestimmungen haben sich jedoch als unzureichend erwiesen, und die
Unterschiede zwischen den Sicherheitsanforderungen der einzelnen Mitgliedstaaten haben das
reibungsl ose Funktionieren des Eisenbahnverkehrsin der EU beeintréchtigt.

Die Richtlinie 2004/49/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004
Uber Eisenbahnsicherheit in der Gemeinschaft und zur Anderung der Richtlinie 95/18/EG des
Rates Uber die Erteilung von Genehmigungen an Eisenbahnunternehmen und der Richtlinie
2001/14/EG Uber die Zuweisung von Fahrwegkapazitdten der Eisenbahn, die Erhebung von
Entgelten fiir die Nutzung von Eisenbahninfrastruktur und die Sicherheitsbescheinigung® hat
entscheidende Fortschritte hinsichtlich der Einflihrung eines gemeinsamen Regel ungsrahmens
fur die Eisenbahnsicherheit mit sich gebracht. Die Richtlinie bildet einen Rahmen fir die
Harmonisierung des Inhalts der Sicherheitsvorschriften, der Sicherheitsbescheinigungen fur
Eisenbahnunternehmen, der Aufgaben und Funktionen der Sicherheitsbehdrden sowie der
Untersuchung von Unfédllen, um zu verhindern, dass die Mitgliedstaaten ihre
Sicherheitsvorschriften und —normen weiterhin nach einzelstaatlichen Erwagungen und auf
der Grundlage nationaler technischer und betrieblicher Konzepte entwickeln.

1.3. Grindefir die Anderung der Richtlinie 2004/49/EG

Artikel 10 Absatz 7 der Richtlinie 2004/49/EG sieht vor, dass die Agentur vor dem
30. April 2009 die Entwicklung der Sicherheitsbescheinigung bewertet und der Kommission
einen Bericht mit Empfehlungen zu einer Strategie fir den Ubergang zu einer einzigen
gemeinsamen Sicherheitsbescheinigung vorlegt, die das derzeit aus zwel Tellen bestehende
System (Teill A und Teil B) ersetzt. Die Entwicklung und Umsetzung einer einheitlichen
Sicherheitsbescheinigung in der EU war schon immer ein langfristiges Ziel. Es stand daher
nie in Frage, ob ein solches System eingefuhrt wird, sondern nur, wann dies der Fall sein
wrde.

In ihrem Zwischenbericht erléuterte die Européische Eisenbahnagentur (nachstehend ,die
Agentur®) im Jahr 2009, dass es fur die Abgabe einer Empfehlung noch zu frih sei und eine
fundierte Erorterung auf weiteren Informationen beruhen misse. Im Juli 2012 legte die
Agentur dann einen Bericht vor, in dem sie eine Strategie fiir den Ubergang empfahl”.

Im Einklang mit der Empfehlung der Agentur ist die Kommission der Ansicht, dass der
vorhandene Regelungsrahmen hinreichend ausgereift ist, um alméhlich zu einer
»enheitlichen Sicherheitsbescheinigung® Uberzugehen. Im Hinblick auf dieses Ziel ist es

ABI. L 143 vom 27.6.1995, S. 70.

ABI. L 75vom 15.3.2001, S. 29.

ABI. L 164 vom 30.4.2004, S. 44.

»Recommendation on the migration to asingle EU safety certificate”, ERA/REC/10/2011, 3.7.2012.
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erforderlich, die Rolle der nationadlen Sicherheitsbehdrden zu CUberarbeiten und die
Zustandigkeiten zwischen ihnen und der Agentur neu aufzuteilen.

Die Uberarbeitung der Eisenbahnsicherheitsrichtlinie bietet zudem die Gelegenheit, den Text
an die Entwicklungen des Eisenbahnmarktes anzupassen, in dem neue professionelle Akteure
und Einrichtungen in Erscheinung getreten sind. Erfahrungen, die bei schweren Bahnunfallen
gesammelt wurden, zeigen, dass diese Akteure im Bereich der Sicherheit wesentliche
Zustandigkeiten Ubernehmen kénnen. In der Vergangenheit waren die vertikal integrierten
Eisenbahnunternehmen in der Lage, die Qualitét aller Verfahren, wie z. B. die Instandhaltung
der Fahrzeuge und die Verladevorgange, intern zu kontrollieren. Mit der zunehmenden
Auslagerung von Tétigkeiten oder Dienstleistungen treten neue Akteure in Erscheinung, die
einem immer groferen wirtschaftlichen und finanziellen Druck unterliegen, wahrend die
interne Kontrolle abnimmt. Dies kann Folgen fur die Sicherheit haben, wenn nicht durch
vertragliche oder sonstige Vereinbarungen eine neue Art der Uberwachung eingefiinrt wird,
um sicherzustellen, dass alle Betelligten Risikobegrenzungsmal3nahmen ordnungsgemald
umsetzen.

Ein weiterer wichtiger Grund fiir die Anderung des Textes betrifft nationale Vorschriften zur
Behebung von Sicherheitsproblemen. Zu diesem Thema wurde eine Arbeitsgruppe eingesetzt,
deren Ergebnisse bei der Erarbeitung dieses V orschlags beriicksichtigt wurden.

Zudem wurden folgende Anderungen vorgenommen:

e Klarung vorhandener Bestimmungen und neue Definitionen: Ziel ist die
Ubereinsimmung mit  dhnlichen Bestimmungen der RichtlinieXX (ber die
Interoperabilitdt des Eisenbahnsystems in der Europdischen Union (nachstehend die
»Interoperabilitétsrichtlinie").

e Anpassungen aufgrund der Weliterentwicklung des Rechtsrahmens: Bestimmungen zu
nationalen Vorschriften sowie Bezugnahme auf Komitologieverfahren und delegierte
Rechtsakte.

e Redaktionelle Anderungen: Konsolidierung frilherer Anderungen in den Text der
Richtlinie, neue Nummerierung von Artikeln und Anhangen, Streichung hinféliger
Bestimmungen und Bezugnahme auf weitere Bestandteile des vierten Eisenbahnpakets.

2. ERGEBNISSE DER KONSULTATIONEN DER INTERESSIERTEN KREISE
UND DER FOL GENABSCHATZUNGEN

Die GD MOVE erarbeitete eine Folgenabschdtzung in Bezug auf die Legidlativvorschlage,
mit denen die Effizienz und Wettbewerbsfahigkeit des einheitlichen européischen
Eisenbahnraums in den Bereichen Interoperabilitét und Sicherheit gestéarkt werden sollen.

Im Juni 2011 wurde eine Lenkungsgruppe fir die Folgenabschéatzung (IASG) eingesetzt.
Insbesondere waren die Generaldirektionen ENTR, EMPL, SG, SJ, HR, RTD, BUDG,
REGIO, ENER und ELARG angesprochen, wenngleich alle GD zur Teilnahme aufgefordert
wurden.

Die Dienststellen der Kommission haben die Entwicklungen im einheitlichen européischen
Eisenbahnraum fortlaufend mit Vertretern des Sektors ertrtert. In den Jahren 2010-2011
wurde zudem eine Ex-post-Bewertung der Verordnung Nr. 881/2004/EG zur Einrichtung der
Agentur durchgefihrt.

Zur Unterstiitzung der Kommission bel der Folgenabschéatzung wurde ein externer Berater
damit beauftragt, als Grundlage fur die Folgenabschétzung eine Studie zu erstellen und die
Betelligten gezielt zu konsultieren.
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Die gezielte Konsultation der Beteiligten begann am 18. November 2011 mit einer Internet-
Umfrage, die bis zum 30. Dezember 2011 andauerte. Daran schlossen sich Befragungen
wichtiger Akteure und im Februar 2012 ein Workshop der Interessentréager an.

Angesichts des technischen Charakters der Initiative fand keine Konsultation der
Offentlichkeit statt. Die Kommission sorgte jedoch dafiir, dass alle Betelligten zu
angemessener Zeit konsultiert und dabei alle wichtigen Elemente der Initiative behandelt
wurden.

Weltere Informationen zur Folgenabschéatzung und zu den Ergebnissen der Konsultation der
beteiligten Akteure finden sich im Bericht tiber die Folgenabschatzung?,

3. RECHTLICHE ASPEKTE DESVORSCHLAGS

Der nachfolgende Abschnitt enthélt Kommentare und Erléuterungen zu den wesentlichen
Anderungen im Wortlaut der Richtlinie. Auf redaktionelle Anderungen und offensichtliche
Anpassungen wird nicht ndher eingegangen.

KAPITEL |
Artikel 1: keine Bemerkungen.
Artikel 2: Anpassung des Geltungsbereichs an den der ,, Interoperabilitatsrichtlinie”.

Artikel 3: neue Definitionen und einige Anderungen im Hinblick auf die Ubereinstimmung
mit ahnlichen Definitionen in der Interoperabilitétsrichtlinie.

KAPITEL Il

Artikel 4: Klarung der Rolle und Zustandigkeiten der Beteiligten des Eisenbahnsektors
angesichts der jingsten Entwicklungen des Marktes und des Rechtsrahmens.

Artikel 5, 6 und 7: Anderungen aufgrund der Weiterentwicklung des Rechtsrahmens.

Artikel 8: Anpassung der Bestimmungen in Bezug auf nationale Vorschriften aufgrund der
Weliterentwicklung des Rechtsrahmens (Verabschiedung von TSI) und Angleichung an die
Interoperabilitétsrichtlinie.

Artikel 9: keine Bemerkungen.
KAPITEL Il

Artikel 10: Einfuhrung des Systems einer einheitlichen Sicherheitsbescheinigung fur
Eisenbahnunternehmen, das das bisherige System der Sicherheitsbescheinigungen mit ihren
zwei Teilen (Teil A und Teil B) ersetzt.

Artikel 11: friherer Artikel 11, der an das Verfahren fir den Ubergang zu einer einheitlichen
Sicherheitsbescheinigung sowie an die neue Rolle der Agentur angepasst wurde.

Artikel 12: friherer Artikel 11, keine wesentlichen Anderungen.
Artikel 13: keine Bemerkungen.
Artikel 14 und 15: neue Nummerierung des friheren Artikels 14a, Aktualisierung.

Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen, Begleitunterlage zu den , Legidative proposals to
eliminate remaining administrative and technical barriers in the field of interoperability and safety on
the EU railway market” (,Legidlativvorschlége zur Beseitigung der verbleibenden administrativen und
technischen Hindernisse im Bereich der Interoperabilitét und Sicherheit auf dem Eisenbahnmarkt in der
EUY).
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Friherer Artikel 15: entfallt.
KAPITEL IV

Artikel 16 bis 18: Anderungen zur Beriicksichtigung der neuen Rolle der Agentur und der
nationalen Sicherheitsbehdrden beim Verfahren zum Ubergang zu einer einheitlichen
Sicherheitsbescheinigung und der Neuaufteilung von Zustéandigkeiten zwischen ihnen und der
Agentur.

KAPITEL V
Artikel 19: keine Bemerkungen.

Artikel 20: Klérung zur Hervorhebung der Zusammenarbeit zwischen der nationalen
Untersuchungsstelle und den Ermittlungsbehdrden bei Untersuchungen nach einem Unfall.

Artikel 21 bis 25: keine Bemerkungen.
KAPITEL VI

Artikel 26: neue Bestimmung Uber delegierte Rechtsakte aufgrund des Inkrafttretens des
Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union.

Artikel 27: Anderung des Ausschussverfahrens aufgrund des Inkrafttretens des Vertrags tiber
die Arbeitsweise der Europaischen Union.

Artikel 28: friherer Artikel 31, Aktualisierung.
Artikel 29: friherer Artikel 32, keine Bemerkungen.
Fruherer Artikel 26: entfallt.

Die friheren Artikel 29 und 30 der Richtlinie 2004/49/EG betreffen Anderungen an den
Richtlinien 95/18/EG bzw. 2001/14/EG. Sie entfalen, wenn die Neufassung des ersten
Eisenbahnpakets in Kraft tritt, mit der diese beiden Richtlinien aufgehoben werden.

Artikel 30: Ubergangsbestimmungen.

Artikel 31: neuer Artikel zur Rolle von Stellungnahmen und Empfehlungen der Agentur
Artikel 32: friherer Artikel 33 mit Klarstellungen hinsichtlich der Umsetzung.

Artikel 33: Aufhebung der Richtlinie 2004/49/EG, Neufassung.

Artikel 34: friherer Artikel 34 (Inkrafttreten), angepasst.

Artikel 35: friherer Artikel 35 (Adressaten), angepasst.

ANHANG I: friherer ANHANG | mit einigen Anpassungen.

Friherer ANHANG II: entfdlt nach Anpassung der nationalen Vorschriften.

Fruherer ANHANG I11: entféllt nach Erlass eines Durchfiihrungsrechtsakts.

Frioherer  ANHANG [V: entfdlt nach Einfihrung des Systems der einheitlichen
Sicherheitsbescheinigung.

Friherer ANHANG V: entféllt nach Erlass eines Durchfiihrungsrechtsakts.
Neuer ANHANG II: Entsprechungstabelle.
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DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestutzt auf den Vertrag [X> Uber die Arbeitsweise der Européischen Union <X] zue=-Grandung

, inshesondere auf Artikel & X> 91 <X]1 Absatz 1,

auf \Vorschlag der Européischen Kommission®,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Européischen Wirtschafts- und Sozial ausschusses?,
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen®,

gemal3 dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwégung nachstehender Griinde:

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,
Erwdgungsgrund 1 (angepasst)

)

| 0 neu |

Die Richtlinie 2004/49/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 29. April
2004 (ber Eisenbahnsicherheit in der Gemeinschaft und zur Anderung der
Richtlinie 95/18/EG des Rates Uber die Erteilung von Genehmigungen an
Eisenbahnunternehmen und der Richtlinie 2001/14/EG Uber die Zuweisung von
Fahrwegkapazitét der Eisenbahn, die Erhebung von Entgelten fir die Nutzung von
Eisenbahninfrastruktur und die Sicherheitsbescheinigung® ist in wesentlichen Punkten
geandert worden. Da weitere Anderungen erforderlich sind, sollte sie im Interesse der
Klarheit neu gefasst werden.

AW N P

ABI.C[...]vom][...],S.[...].
ABI.C[...]vom][...],S.[...].
ABI Cl.. ]vom[ J, S [
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W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,
Erwagungsgrund 2 (angepasst)

[ i aa O oo =

)

\@-neu

Mit der Richtlinie 2004/49/EG wurde ein gemeinsamer Regelungsrahmen fir die
Eisenbahnsicherheit geschaffen, wobei die Inhalte der Sicherheitsvorschriften, die
Sicherheitsbescheinigung fur Eisenbahnunternehmen, die Aufgaben und Funktionen
der nationalen Sicherheitsbehtérden und die Untersuchung von Unfallen harmonisiert
wurden. Im Hinblick auf die weiteren Bemiuhungen zur Schaffung eines
Binnenmarktes fir Eisenbahnverkehrsdienste bedarf es jedoch einer grindlichen
Uberarbeitung dieser Richtlinie.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,

Erwagungsgrund 3 (angepasst)
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©)

| 0 neu

Untergrundbahnen, Stral3enbahnen und andere Stadt- und Regionalbahnen unterliegen
in vielen Mitgliedstaaten kommunalen oder regionalen Sicherheitsvorschriften; sie
werden haufig von kommunalen oder regionalen Behorden kontrolliert und sind nicht
von den Anforderungen an die Interoperabilitdét oder die Erteilung von
Genehmigungen innerhalb der Union erfasst. Stral3enbahnen unterliegen zudem haufig
Sicherheitsvorschriften fir den Stralenverkehr, so dass bei ihnen die vollstandige
Anwendung von Eisenbahnsicherheitsvorschriften nicht moglich wéare. Aus diesen
Grunden sollten solche Stadtbahnen vom Geltungsbereich dieser Richtlinie
ausgenommen werden. Es steht den Mitgliedstaaten jedoch frei, die Bestimmungen
dieser Richtlinie auch auf Stadtbahnen anzuwenden, soweit sie dies fir sinnvoll
erachten.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,

Erwagungsgrund 4 (angepasst)

(4)

\@neu

Das Eisenbahnsystem in der Union weist generell ein hohes Sicherheitsniveau auf,
insbesondere im Vergleich zum Strallenverkehr. Die Sicherheit sollte in
Ubereinstimmung mit dem technischen und wissenschaftlichen Fortschritt und unter
Berticksichtigung der erwarteten Zunahme der Wettbewerbsfahigkeit der Eisenbahn
weiter verbessert werden, soweit dies nach verntinftigem Ermessen durchfihrbar ist.

(5)

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)

AlleBetretber Die wichtigsten Akteure des Eisenbahnsystems, d. h. Eabraegbetraiber
Infrastrukturbetreiber und Eisenbahnunternehmen, sollten die volle Verantwortung fur

die Sicherheit ihres eigenen Systembereichs tragen. Wann immer dies zweckmaldig ist,
sollten sie bei der Umsetzung von Mal3nahmen zur Risikokontrolle zusammenarbeiten.
Die Mitgliedstaaten sollten klar unterscheiden zwischen der unmittelbaren
Verantwortung fir die Sicherheit und der Aufgabe der [ nationalen <X
Sicherheitsbehdrden, die darin besteht, einen nationalen Regelungsrahmen zu schaffen
und die Leistung der aler Betreiber zu Uberwachen.

10
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W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,

(6)

4 neu

Die Verantwortung der Infrastrukturbetreiber und der Eisenbahnunternehmen fir den
Betrieb des Eisenbahnsystems schliefd nicht aus, dass andere Akteure, wie
beispielsweise Hersteller, Beforderer, Versender, Beflller, Verlader, fur die
Instandhaltung zustandige Stellen, Zulieferer von Wartungsmaterial, Wagenhalter,
Dienstleister und Beschaffungsstellen, die Verantwortung fir ihre Produkte oder
Dienstleistungen Ubernehmen. Um das Risiko einer unzureichenden Wahrnehmung
dieser Verantwortlichkeiten zu vermeiden, sollte jeder Akteur fir seinen eigenen
Bereich verantwortlich gemacht werden. Jeder Akteur des Eisenbahnsystems sollte
dafur verantwortlich sein, den anderen Akteuren alle Informationen, die fir die
Prufung der Einsatzfahigkeit von Fahrzeugen von Bedeutung sind, vollsténdig und
wahrheitsgema zu Ubermitteln. Dies betrifft insbesondere Informationen zum
Zustand und zur Geschichte der Fahrzeuge, Instandhaltungsunterlagen sowie die
Ruckverfolgbarkeit von Verladevorgangen und die Frachtpapiere.

WV Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,

Erwagungsgrund 7 (angepasst)

| & neu

(7)  Jedes Eisenbahnunternehmen und jeder Infrastrukturbetreiber sowie ale fur die

Instandhaltung zusténdigen Stellen sollten dafur sorgen, dass ihre Auftragnehmer und

11
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sonstige Beteiligte Mal3nahmen zur Risikokontrolle umsetzen. Dazu sollten sie die in
den gemeinsamen Sicherheitsmethoden (CSM) beschriebenen
Uberwachungsmethoden anwenden. Ihre Auftragnehmer sollten dieses Verfahren
aufgrund  vertraglicher  Vereinbarungen ebenfals anwenden. Da solche
Vereinbarungen fir das Sicherheitsmanagementsystem von Eisenbahnunternehmen
und Infrastrukturbetreibern  von  wesentlicher  Bedeutung sind, sollten
Eisenbahnunternehmen und Infrastrukturbetreiber ihre vertraglichen Vereinbarungen
offenlegen, wenn sie von der Eisenbahnagentur der Européischen Union (nachstehend
»die Agentur*) oder der nationalen Sicherheitsbehdrde im Rahmen der Aufsicht dazu
aufgefordert werden.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,
Erwagungsgrund 8 (angepasst)

8

| 0 neu

Es wurden schrittweise gemeinsame Sicherheitsziele (CST) und CSM eingefihrt, um
ein hohes Sicherheitsniveau zu gewéahrleisten und die Sicherheit zu verbessern, soweit
dies notwendig und nach verninftigem Ermessen durchfihrbar ist. Sie sollen ein
Instrumentarium darstellen, das es ermdglicht, das Sicherheitsniveau und die Leistung
der Betrelber auf Unionsebene und in den Mitgliedstaaten zu bewerten. Um die
Konformitét der Systeme mit den CST beurteilen zu kénnen und die Uberwachung des
Sicherheitsniveaus der Eisenbahn zu vereinfachen, wurden zudem gemeinsame
Sicherheitsindikatoren (CSI) festgel egt.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,

Erwagungsgrund 9 (angepasst)

9)

| 0 neu

Nationale Vorschriften, die haufig auf nationalen technischen Normen beruhen,
wurden schrittweise durch Vorschriften auf der Grundlage gemeinsamer Normen

12

DE



DE

ersetzt, die in CST, CSM und technischen Spezifikationen fur die Interoperabilitét
(TSl) festgelegt sind. Um Hindernisse fr die Interoperabilitét zu beseitigen, sollte die
Zahl der nationalen Vorschriften verringert werden; dazu sollte der Geltungsbereich
der TSI auf das Eisenbahnsystem der gesamten Union erweitert werden, und noch
offene Punkte in den TSl sollten geklart werden. Zu diesem Zweck sollten die
Mitgliedstaaten ihr System nationaler Vorschriften auf dem laufenden Stand halten,
hinfallige Vorschriften auBer Kraft setzen und die Kommission und die Agentur
dartiber informieren.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,

Erwagungsgrund 10 (angepasst)

(10)

| § neu

Angesichts des stufenweisen Ansatzes zur Beseitigung der Hindernisse fir die
Interoperabilitdt des Eisenbahnsystems und des Zeitbedarfs fur die Annahme
entsprechender TS| sollten Schritte unternommen werden, um zu vermeiden, dass die
Mitgliedstaaten neue nationale Vorschriften erlassen oder Vorhaben durchfiihren, die
die bestehende Diversititc des  Systems  noch  verstérken. Das
Sicherheitsmanagementsystem ist das anerkannte Instrument zur Unfallverhitung, und
die Eisenbahnunternehmen sind dafir verantwortlich, umgehend
Korrekturmal3nahmen zu ergreifen, um erneute Unfélle zu vermeiden. Die
Mitgliedstaaten sollten die Verantwortung der Eisenbahnunternehmen nicht dadurch
einschranken, dass sie unmittelbar nach einem Unfall neue nationale Vorschriften
erlassen.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,

Erwagungsgrund 11 (angepasst)
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(11)

| 0 neu

Bel der Erfullung ihrer Aufgaben und Zusténdigkeiten sollten die
Infrastrukturbetreiber und Eisenbahnunternehmen ein Sicherheitsmanagementsystem
umsetzen, das den Anforderungen der Union entspricht und gemeinsame Elemente
enthdlt.  Informationen  zur  Sicherheit und zur  Umsetzung  des
Sicherheitsmanagementsystems  sollten der Agentur und der nationaen
Sicherheitsbehdrde des jeweiligen Mitgliedstaats Gbermittelt werden.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,

Erwagungsgrund 12 (angepasst)

(12)

| 0 neu

Zur Gewahrleistung eines hohen Sicherheitsniveaus im Eisenbahnverkehr und gleicher
Bedingungen fur adle Eisenbahnunternehmen sollten diese  denselben
Sicherheitsanforderungen unterliegen. Ein zugelassenes Eisenbahnunternehmen sollte
Uber eine Sicherheitsbescheinigung verfligen, um Zugang zur Eisenbahninfrastruktur
zu erhalten. Mit der Sicherheitsbescheinigung sollte nachgewiesen werden, dass das
Eisenbahnunternehmen ein Sicherheitsmanagementsystem eingefihrt hat und in der
Lage ist, die einschldgigen Sicherheitsnormen und -vorschriften einzuhalten. Bel
grenziberschreitenden Verkehrsdiensten sollte die einmalige Genehmigung des
Sicherheitsmanagementsystems auf Unionsebene ausreichend sein.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,

Erwagungsgrund 13 (angepasst)
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(13)

| 0 neu

Auf der Grundlage der Richtlinie 2004/49/EG wurden harmonisierte Methoden
festgelegt, die in Bezug auf die Uberwachung, die Konformitétspriifung, die Aufsicht
sowie die Risikobeurteilung und —prifung auf Eisenbahnunternehmen und die
nationalen Sicherheitsbehdrden Anwendung finden. Dieser Regelungsrahmen ist
hinreichend  ausgereift, um  schrittweise  zu  einer »enheitlichen
Sicherheitsbescheinigung” Uberzugehen, die in der gesamten Union gultig ist. Der
Ubergang zu einer einheitlichen  Sicherheitsbescheinigung  sollte  den
Verwaltungsaufwand fur Eisenbahnunternehmen verringern und das Eisenbahnsystem
auf diese Weise effektiver und effizienter machen.

WV Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,

Erwagungsgrund 14 (angepasst)

(14)

| 0 neu

Die einheitliche Sicherheitsbescheinigung sollte auf dem Nachwelis beruhen, dass das
Eisenbahnunternehmen ein Sicherheitsmanagementsystem eingeftihrt hat. Dazu kann
es nicht nur erforderlich sein, Inspektionen bel dem Eisenbahnunternehmen vor Ort
durchzufiihren, sondern auch, im Rahmen der Aufsicht zu prifen, ob das
Eisenbahnunternehmen sein Sicherheitsmanagementsystem nach Ausstellung der
einheitlichen Sicherheitsbescheinigung weiterhin ordnungsgemal? anwendet.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,

Erwadgungsgrund 15 (angepasst)
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(15)

| & neu

Der Infrastrukturbetreiber sollte eine zentrale Verantwortung fur die Sicherheit der
Auslegung, der Instandhaltung und des Betriebs seines Schienennetzes haben. Der
Infrastrukturbetreiber  sollte  einer  Sicherheitsgenehmigung der  nationalen
Sicherheitsbehdrde in Bezug auf sein Sicherheitsmanagementsystem und andere
Bestimmungen zur Einhaltung der Sicherheitsanforderungen bedirfen.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,

Erwagungsgrund 16 (angepasst)

(16)

4 neu

Die Zulassung von Zugpersonal stellt fur neue Marktteilnehmer haufig ein
uniberwindbares Hindernis dar. Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass
Eisenbahnunternehmen, die den Betrieb in dem betreffenden Netz aufnehmen wollen,
Maoglichkeiten zur Schulung und Zulassung von Zugpersonal nutzen konnen, um
Anforderungen nach nationalem Recht zu erfillen.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,

Erwagungsgrund 17 (angepasst)

(17)

\@neu

Die fur die Instandhaltung von Guterwagen zustandige Stelle sollte zertifiziert sein. Ist
die fur die Instandhaltung zusténdige Stelle ein Infrastrukturbetreiber, sollte diese
Zertifizierung in dem Verfahren fur die Sicherheitsgenehmigung enthalten sein. Die
diesr Stelle ausgestellte Bescheinigung sollte  garantieren, dass die
Instandhal tungsanforderungen dieser Richtlinie fur alle Guterwagen, fur die die Stelle
zustandig ist, erfillt werden. Diese Bescheinigung sollte in der gesamten Union glltig
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sein und von einer Einrichtung ausgestellt werden, die das von dieser Stelle
eingerichtete Instandhaltungssystem Uberprifen kann. Da Guterwagen haufig im
internationalen Verkehr eingesetzt werden und da die fur die Instandhaltung
zustandige Stelle gegebenenfalls Werkstétten in mehr als einem Mitgliedstaat nutzen
maochte, sollte die Zertifizierungseinrichtung ihre Kontrollen in der gesamten Union
durchfihren kénnen.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,

Erwagungsgrund 18 (angepasst)

(18)

4 neu

Die nationalen Sicherheitsbehtrden sollten organisatorisch, rechtlich, strukturell und
in ihren Entscheidungen von Eisenbahnunternehmen, Infrastrukturbetreibern,
Antragstellern und Beschaffungsstellen vollstandig unabhéngig sein. Sie sollten ihre
Aufgaben auf offene und nichtdiskriminierende Weise wahrnehmen und mit der
Agentur zusammenarbeiten, um ein einheitliches Eisenbahnsystem zu schaffen; zudem
sollten sie ihre Entscheidungskriterien miteinander abstimmen. Im Interesse der
Effizienz kénnen zwel oder mehr Mitgliedstaaten beschlief3en, das Personal und die
Ressourcen ihrer jewelligen nationalen Sicherheitsbehdrden zusammenzul egen.

WV Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,
Erwagungsgrund 19 (angepasst)

(19)

| 0 neu

Wird eine nationale Sicherheitsbehtrde ersucht, ein Eisenbahnunternehmen zu
beaufsichtigen, das in verschiedenen Mitgliedstaaten ansdssig ist, sollte die Agentur
die anderen betroffenen nationalen Sicherheitsbehtrden informieren und fir die
erforderliche Koordinierung der Aufsichtstétigkeiten sorgen.
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W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,

Erwagungsgrund 20 (angepasst)

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,
Erwagungsgrund 21 (angepasst)

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,

Erwadgungsgrund 22 (angepasst)

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,
Erwagungsgrund 23 (angepasst)

(2320) Schwere Eisenbahnungllicke geschehen selten. Sie kénnen jedoch verheerende Folgen
haben und in der Offentlichkeit zu Bedenken hinsichtlich der Sicherheit des
Eisenbahnsystems fuhren. Alle derartigen Unfdle sollten deshalb unter dem
Sicherheitsaspekt untersucht werden, um erneute Unféle zu vermeiden, und die
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Untersuchungsergebnisse sollten verdffentlicht werden. Andere Unfdlle und Stérungen
X> sollten ebenfalls Gegenstand einer Sicherheitsuntersuchung sein, wenn sie <xI
kénnten et ' £ aere signifikante Vorldufer schwerer Unfélle

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,
Erwagungsgrund 24

(2421) Eine Sicherheitsuntersuchung sollte unabhéngig von der gerichtlichen Untersuchung

ein und desselben Ereignisses durchgeftihrt werden, wobei Zugang zu Beweismaterial
und Zeugen gewdahrt werden sollte. Sie sollte von einer standigen Stelle durchgefihrt
werden, die von den Akteuren des Eisenbahnsektors unabhangig ist. Die
Funktionsweise dieser Stelle sollte dergestalt sein, dass jeglicher Interessenskonflikt
und jede mogliche Verwicklung in die Ursachen der untersuchten Ereignisse
vermieden wird; insbesondere gaif sollte es keine negativen Auswirkungen auf ihre
funktionelle Unabhéngigkeit geben, wenn in organisatorischer und rechtlicher
Hinsicht eine enge Beziehung zu der fir den Eisenbahnsektor zustdndigen nationalen
Sicherheitsbehdrde oder Regulierungsstelle besteht. Thre Untersuchungen sollten mit
groftmoglicher Offenheit durchgefuhrt werden. Die Untersuchungsstelle sollte fir
jedes Ereignis ein zustandiges Untersuchungsteam zusammenstellen, das fir die
Ermittlung von Auslésern und Ursachen des Ereignisses die nétige Sachkenntnis
besitzt.

(22)

(23)

(24)

| 0 neu

Zur Verbesserung der Effizienz ihrer Tétigkeiten und zur Unterstitzung bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben sollte die Untersuchungsstelle rechtzeitig Zugang zu
einem Unfalort erhalten, erforderlichenfals in  Abstimmung mit den
Ermittlungsbehtrden. Die Untersuchungsberichte sowie alle Erkenntnisse und
Empfehlungen stellen eine wichtige Informationsquelle fir die weitere Verbesserung
der Eisenbahnsicherheit dar und sollten auf Unionsebene offentlich zuganglich
gemacht werden. Die Adressaten von Sicherheitsempfehlungen sollten die
Empfehlungen umsetzen und der Untersuchungsstelle Folgemal3nahmen melden.

Die Mitgliedstaaten sollten fur VerstofRe gegen die Bestimmungen dieser Richtlinie
Sanktionen festlegen und sicherstellen, dass diese Sanktionen angewandt werden. Die
Sanktionen sollten wirksam, verhaltnismal3ig und abschreckend sein.

Da die Ziele der in dieser Richtlinie vorgesehenen Malinahmen, namlich die
Koordinierung von Tétigkeiten der Mitgliedstaaten zu dem Zweck, die Sicherheit zu
regeln und zu tUberwachen, Unfélle zu untersuchen und gemeinsame Sicherheitsziele,
gemeinsame  Sicherheitsmethoden, gemeinsame  Sicherheitsindikatoren  und
gemeinsame Anforderungen an einheitliche Sicherheitsbescheinigungen festzulegen,
auf der Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden kénnen und
besser auf Unionsebene zu verwirklichen sind, kann die Union im Einklang mit demin
Artikel 5 des Vertrags Uber die Europdische Union niedergelegten
Subsidiaritatsprinzip tétig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten
Grundsatz der Verhdtnismalligkeit geht diese Richtlinie nicht Uber das fur die
Erreichung dieser Ziele erforderliche Mal3 hinaus.
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W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,

Erwagungsgrund 25 (angepasst)

(25)

(26)

(27)

(28)

Zur Erganzung und Anderung einiger nicht wesentlicher Bestimmungen dieser
Richtlinie sollte der Kommission gemald Artikel 290 des Vertrags die Befugnis
Ubertragen werden, Rechtsakte in Bezug auf gemeinsame Sicherheitsmethoden und
ihre Anderung sowie zur Anderung gemeinsamer Sicherheitsindikatoren und
gemeinsamer Sicherheitsziele zu erlassen. Besonders wichtig ist, dass die Kommission
bei ihren Vorbereitungen angemessene K onsultationen durchfihrt, auch auf der Ebene
von Sachverstandigen. Bel der Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter Rechtsakte
sollte die Kommission zudem gewahrleisten, dass die einschlagigen Dokumente dem
Européischen Parlament und dem Rat gleichzeitig, rechtzeitig und auf angemessene
Weise Ubermittelt werden.

Um einheitliche Bedingungen fur die Durchfuhrung dieser Richtlinie sicherzustellen,
sollten der Kommission Durchfiihrungsbefugnisse Ubertragen werden, die die
Anforderungen an das Sicherheitsmanagementsystem und seine Elemente, die
Uberarbeitung des Zertifizierungssystems fir die fir die Instandhaltung von
Guterwagen zustandigen Stellen und die Ausweitung auf andere Fahrzeuge sowie die
wesentlichen Inhalte der Unfall- und Stérungsuntersuchungsberichte betreffen. Diese
Befugnisse sollten gemél der Verordnung (EU) Nr.182/2011 des Européischen
Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsétze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der
Durchfiihrungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren™*, ausgetibt werden.

Die Pflicht zur Umsetzung dieser Richtlinie in nationales Recht sollte nur jene
Bestimmungen betreffen, die im Vergleich zur bisherigen Richtlinie inhaltlich
gedndert wurden. Die Pflicht zur Umsetzung der inhaltlich unveréanderten
Bestimmungen ergibt sich aus der bisherigen Richtlinie.

Diese Richtlinie sollte die Verpflichtung der Mitgliedstaaten hinsichtlich der in
Anhang Il Tell B genannten Fristen fir die Umsetzung der Richtlinien in nationales
Recht unberthrt lassen —
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W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,
Erwagungsgrund 26 (angepasst)

aYalda Halla ala ala WA ron

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,
Erwagungsgrund 28 (angepasst)

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16,
Erwagungsgrund 29 (angepasst)
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W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)
= neu

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:
KAPITEL |

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1
Gegenstand

X> Die Bestimmungen dieser Richtlinie sollen <Xl die
EntW|ckIung und Verbesserung der Eisenbahnsicherheit in der Gemeinsehatt X> Union <Xl
und e [ einen besseren <XI besserer Marktzugang fur Dlenstle|stungen auf dem
Schienenweg durch folgende Mal3nahmen X> gewéahrleisten ; ; X

a) Harmonisierung der Regulierungsstruktur in den Mitgliedstaaten;

b) Bestimmung der Zustandigkeiten der einzelnen Akteure [X> des
Eisenbahnsystems <X1 ;

C) Entwicklung gemeinsamer Sicherheitsziele und gemeinsamer
Sicherheitsmethoden m%éem%hek =, damlt natl onale Vorschrlften schrlttwase
entfallen kbénnen < elnerumA ! uRga-d gtiong :

d) Erfordernis der Einrichtung einer B> nationalen <xI Sicherheitsbehdrde und einer
Stelle fur die Untersuchung von Unféllen und Stérungen in alen Mitgliedstaaten;

e) Festlegung gemeinsamer Grundsdize fUr das Sicherheitsmanagement, die
Regelung und Uberwachung der Eisenbahnsicherheit.

Artikel 2
Geltungsbereich

1. Diese Richtlinie gilt fur das Eisenbahnsystem in den Mitgliedstaaten, das in Teilsysteme
flr strakturbezogene strukturelle und betdebsbezegene = funktionelle < Bereiche
untergliedert werden kann. Sie umfasst fir das Gesamtsystem geltende
Sicherheitsanforderungen, die auch das sichere Management von Infrastruktur und
Verkehrsbetrieb sowie das Zusammenwirken von Eisenbahnunternehmen = , < und
Eahnwegbetrabern | nfrastrukturbetreibern = und anderen Akteuren des Eisenbahnsystems <
betreffen.

2. = Vom Geltungsbereich dieser Richtlinie sind ausgenommen: <

a) Untergrundbahnen, Stral3enbahnen gad sowie ardere Stadt- und Regionalbahnen;

b) Netze, die vom Ubrigen Eisenbahnsystem funktional getrennt sind und die nur fir
die Personenbefdrderung im ortlichen Verkehr, Stadt- oder Vorortverkehr genutzt
werden, sowie Eisenbahnunternehmen, die ausschliefdlich derartige Netze nutzen;
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> 3. Die Mitgliedstaaten konnen von den Malinahmen, die sie zur Durchfuhrung dieser
Richtlinie treffen, Folgendes ausnehmen: <x]

ae) Eisenbahninfrastrukturen in Privateigentum = und ausschliefdlich auf solchen
Infrastrukturen genutzte Fahrzeugen <=, die vom Eigentimer der—hafrastruidtur
ausschliefdich zur Nutzung fur den eigenen Guterverkehr unterhalten werden;

= b) Infrastrukturen und Fahrzeuge, die ausschliefflich fir den lokal begrenzten

Einsatz oder ausschliefdlich fur historische oder touristische Zwecke genutzt
werden. <

| ¥ 2008/110/EG Artikel 1 Absatz 1 |

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16

Artikel 3
Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck:

| & neu

a) , Eisenbahnsystem” das Eisenbahnsystem der Union im Sinne des Artikels 2 der
Richtlinie [xx Uber die Interoperabilitét des Eisenbahnsystems];

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16
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4 neu

b) ,, Infrastrukturbetreiber” den Betreiber der Infrastruktur im Sinne des Artikels 2 der
Richtlinie 2001/14/EG™,

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)
= neu

c) , Eisenbahnunternehmen® Eisenbahnunternehmen im Sinne = des Artikels2 <
der Richtlinie 2001/14/EG sowie jedes Offentliche oder private Unternehmen, dessen
Téatigkeit im Erbringen von Eisenbahnverkehrsleistungen zur Beférderung von
Gutern und/oder Personen besteht, wobei dieses Unternehmen die Traktion
sicherstellen muss, einschliefdich Unternehmen, die ausschliefdlich fur die Traktion
zustandig sind;

d) , technische Spezifikation fur die Interoperabilitét (TSI)* die Spezifikationen, die
fur jedes Teilsystem oder Teile davon im Hinblick auf die Erfullung der
grundlegenden Anforderungen und d|e Gewahrlelstung der Interoperabllltat des

%F&H%F@pa%heﬁ Elsenbahnsystems im Smne = des ArtlkeISZ der Rlchtllnlexx <::-
HA6/EG = (ber die Interoperabilitét

des Ei senbahnsystems <::| gelten

e) ,gemeinsame Sicherheitsziele (CST)* die— in Form von Kriterien fir die
Risikoakzeptanz ausgedriickten — Sicherheitsniveaus, die die einzelnen Bereiche des
Eisenbahnsystems  (wie  das  konventionelle  Eisenbahnsystem, das
Hochgeschwindigkeitsbahnsystem, lange Eisenbahntunnel oder Strecken, die
ausschliefdlich for den Guterverkehr genutzt werden) und das Gesamtsystem
mindestens erreichen miissen;

> f) ,gemeinsame Sicherheitsmethoden (CSM)“ die Methoden zur Beschreibung
der Art und Weise, wie die Sicherheitsniveaus, die Erreichung der Sicherheitsziele
und die Einhaltung der anderen Sicherheitsanforderungen beurteilt werden; <xI

0) ,> nationale <XI Sicherheitshehdrde” die nationale Stelle, die mit den Aufgaben
in Bezug auf die Eisenbahnsicherheit im Sinne dieser Richtlinie betraut ist, oder eine
binatienale Stelle, die von X> mehreren <X Mitgliedstaaten mit diesen Aufgaben
betraut ist, um eine einheitliche Sicherheitsordnung $f—speziaisierte
zu gewdhrleisten;

h) ,nationale Sicherheisverscheften = Vorschriften <“ adle auf Ebene der
Mitgliedstaaten erlassenen = verbindlichen <= Vorschriften, die Anforderungen an
die Eisenbahnsicherheit = oder technische Anforderungen < enthalten und fir gaehe
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als—ein Eisenbahnunternehmen gelten, unabhéngig davon, welche Stelle diese
Vorschriften erlasst;

1) ,Sicherheitsmanagementsystem” die von enem  FEabhrwegbetreiber
Infrastrukturbetreiber oder einem Eisenbahnunternehmen eingerichtete Organisation
und die von ihm getroffenen Vorkehrungen, die die sichere Steuerung seiner
Betriebsabl dufe gewahrleisten;

j) »Untersuchungsbeauftragter® eine Person, die fur die Organisation, Durchfihrung
und Beaufsichtigung einer Untersuchung zustandig ist;

K) ,Unfal” ein unerwiinschtes oder unbeabsichtigtes pl6tzliches Ereignis oder eine
besondere Verkettung derartiger Ereignisse, die schadliche Folgen haben; Unfélle
werden in folgende Kategorien eingeteilt: Kollisionen, Entgleisungen, Unfélle auf
Bahniibergangen, Unfélle mit Personenschéden, die von in Bewegung befindlichen
Fahrzeugen verursacht wurden, Bréande und sonstige Unfélle;

) ,schwerer Unfal* Zugkollisionen oder Zugentgleisungen mit mindestens einem
Todesopfer oder mindestens funf schwer Verletzten oder mit betréchtlichem Schaden
fur die Fahrzeuge, Infrastruktur oder Umwelt sowie sonstige vergleichbare Unfélle
mit offensichtlichen Auswirkungen auf die Regelung der Eisenbahnsicherheit oder
das Sicherheitsmanagement; ,, betréchtlicher Schaden” bedeutet, dass die Kosten von
der Untersuchungsstelle unmittelbar auf insgesamt mindestens 2 Mio. EUR
veranschlagt werden konnen;

m) ,,Stérung” ein anderes Ereignis als einen Unfall oder schweren Unfall, das mit
dem Betrieb eines Zuges zusammenhangt und den sicheren Betrieb beeintréchtigt;

n) ,Untersuchung® ein Verfahren zum Zweck der Verhitung von Unféllen und
Stérungen, das die Sammlung und Auswertung von Informationen, die Erarbeitung
von Schlussfolgerungen einschliefdlich der Feststellung der Ursachen und
gegebenenfalls die Abgabe von Sicherheitsempfehlungen umfasst;

0) ,Ursachen” Handlungen, Unterlassungen, Ereignisse oder Umstande oder eine
Kombination dieser Faktoren, die zu einem Unfall oder einer Stérung gefihrt haben;

| 0 neu

p) ,, Stadt- oder Regionalbahnen Schienenverkehrssysteme fur den Stadt- und/oder
Vorortverkehr, deren Kapazitéten und Geschwindigkeiten geringer sind als die von
Eisenbahn- und Untergrundbahnsystemen, aber hoher as die von
Stral3enbahnsystemen. Stadt- oder Regionalbahnsysteme kdnnen eigene Wegerechte
haben oder sie sich mit dem Strallenverkehr teilen; dabei werden normalerweise
keine Fahrzeuge mit dem Personen- oder Giterfernverkehr ausgetauscht.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)
= neu

q) .benannte Stellen* die Stellen, die gemsa ichtlini s
200146/EG damit betraut sind, die Konformitét oder die Gebrauchstaugllchkat d
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Interoperabilitdtskomponenten zu bewerten oder das ES EG-Prufverfahren fir
Teilsysteme durchzufthren;

r) ,Interoperabilitdtskomponenten“ in = Artikel 2 der Rlchtlmlexx uber die
Interoperabilitat des Eisenbahnsystems < den-Ri g . 5

bestimmte Bauteile, Bauteilgruppen, Unterbaugruppen oder komplette
Materialbaugruppen, die in ein Tellsystem eingebaut sind oder emgebaut Werden
sollen und von denen die Interoperabilitdt des Heehe
oeler-deskenventioneten Elsenbahnsystems direkt oder |nd| rekt abhangt=%Beg%

WV 2008/110/EG Artikel 1 Absatz 2

(angepasst)
= neu

s) ,Hater* die natirliche oder juristische Person, die as EigentUmer oder
Verfugungsberechtlgter ein Fahrzeug al's Beférderungsmittel nutzt und als solcher im
natlonalen Elnstellungsreglster gemaB #FH*@I%Q@%%%IQ&%@ 2008/57/EG—des

al al 22 —=2008 [> Artikel 43 der
Rlchtllnle XX<ZI Uber d|e Interoperabllltat d&e Elsenbahnsystems HQ=€|%

reglsirlert Ist;

t) ,fur die Instandhaltung zustandige Stelle” eine Stelle, die fur die Instandhaltung
eines Fahrzeugs zustandig ist und als solche im nationalen Einstellungsregister
registriert ist;

u) ,Fahrzeug” ein Eisenbahnfahrzeug mit oder ohne Antrieb, das = in fester oder
variabler Zusammensetzung < auf eigenen Ré&dern auf Eisenbahn-Schienenwegen
verkehren kann. Ein Fahrzeug besteht aus einem oder mehreren strukturellen und
funktionellen Teilsystemen ederFeiten-daven.

| & neu

v) ,Hersteller* jede natlrliche oder juristische Person, die eine
Interoperabilitétskomponente oder ein Tellsystem herstellt bzw. konstruieren oder
herstellen l&sst und die Komponente oder das Teilsystem unter ihrem Namen oder
ihrer Marke auf den Markt bringt;

w) ,Befdrderer” das Unternehmen, das Giter entweder fur sich selbst oder fir einen
Dritten befordert;

X) ,Verlader® jedes Unternehmen, das verpackte Guter einschliefdich geféhrlicher
Guter, Kleincontainer oder ortsbewegliche Tanks auf einen Wagen oder in einen
Container verladt oder das einen Container, einen Schittgutcontainer, einen MEGC,
einen Tankcontainer oder einen ortsbeweglichen Tank auf einen Wagen verladt;

y) ,Beflller* jedes Unternehmen, das Giiter, einschliefdlich gefahrlicher Giter, in
einen Tank (Tankwagen, Wagen mit abnehmbarem Tank, ortsbeweglicher Tank oder

17
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Tankcontainer), in einen Wagen, einen Grof3container oder Kleincontainer fur Guter
in loser Schittung oder in einen Batteriewagen oder einen MEGC einflllt.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)
= neu

KAPITEL Il

ENTWICKLUNG UND MANAGEMENT DER SICHERHEIT

Artikel 4

= Rolleder Akteure des Eisenbahnsystems bel der < Entwicklung und Verbesserung
der Eisenbahnsicherheit

1. Die Mitgliedstaaten = und die Agentur < sorgen dafir, dass die Eisenbahnsicherheit
allgemein aufrechterhalten und, soweit dies nach vernunftigem Ermessen durchfihrbar ist,
kontinuierlich verbessert wird, wobei die Entwicklung des Gemetrschaftsrechts
X> Unionsrechts <XI sowie der technische und wissenschaftliche Fortschritt berlicksichtigt
werden und die Verhitung schwerer Unfélle Vorrang erhélt.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)

=>»1 2008/110/EG Artikel 1 Absatz
3

= neu

2. Die Mitgliedstaaten sorgen dafUr, dass die Haftyng V erantwortung fir den sicheren Betrieb
des Eisenbahnsystems und die Begrenzung der damit verbundenen Risiken den
Fahraegbetreitbern |nfrastrukturbetreibern und den Eisenbahnunternehmen auferlegt wird,
indem diese verpflichtet werden,

a) die erforderlichen Malnahmen zur Risikobegrenzung— gegebenenfalls in
gegenseitiger Zusammenarbeit — durchzufihren,

b) > Unionsvorschriften und <x] nationale Sicherheitsverschriften
X> Vorschriften <X] yre—=nermen anzuwenden,

c) ein Sicherheitsmanagement im Sinne dieser Richtlinie einzufihren.

Unbeschadet einer zivilrechtlichen Haftung nach den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
haftet jeder Fabraregbetrerber | nfrastrukturbetreiber und jedes Eisenbahnunternehmen fir den
Han-betreffenden seinen jewelligen Systembereich und dessen sicheren Betrieb, einschliefdlich
der Materidbeschaffung und der Vergabe von Dienstleistungsauftragen, gegeniber
Benutzern, Kunden, den betroffenen  Arbeitnehmern und  Dritten. = Die
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Sicherheitsmanagementsysteme der Infrastrukturbetreiber und Eisenbahnunternehmen
mUssen auch den mit den Tétigkeiten Dritter verbundenen Risiken Rechnung tragen. <

%%h%éuﬁg%&@ B> Jeder Hersteller Erbringer von Instandhaltungsdlenstlastungen <ZI
=>, Halter, € X> Dienstleistungsanbieter und jede Beschaffungsstelle sorgt <X1 dafiir, dass
die von ihnen gelieferten Fahrzeuge, Anlagen, ZubehoOrteilessrd Materialien sowie die
Dienstleistungen den angegebenen Anforderungen und Einsatzbedingungen entsprechen, so
dass sie vom Eisenbahnunternehmen und/oder Eahewegbetreiber Infrastrukturbetreiber im
Betrieb sicher eingesetzt werden kénnen.

| 0 neu

4. Alle fur einen sicheren Betrieb relevanten Akteure fuhren — gegebenenfalls in gegenseitiger
Zusammenarbeit — die erforderlichen Maftnahmen zur Risikokontrolle durch. Neben den
Ei senbahnunternehmen und I nfrastrukturbetreibern kénnen dazu zahlen:

(@) diefir die Instandhaltung von Fahrzeugen zustandigen Stellen;

(b) fur die Sicherheit der Verladevorgange relevante Beforderer, Verlader und
Befller,

(c) Hegseller, die fur die Konstruktion und Herstellung sicherer
Eisenbahnfahrzeuge, Teile, Komponenten oder Unterbaugruppen von
Fahrzeugen, Eisenbahninfrastrukturen, Energiee und streckenseitiger
Zugsteuerungs-/Zugsi cherungssysteme sowie fir die Erstellung der vorléaufigen
Instandhal tungsunterlagen fr das Fahrzeug verantwortlich sind.

5. Jedes Eisenbahnunternehmen und jeder Infrastrukturbetreiber sowie alle fur die
Instandhaltung zusténdigen Stellen sorgen dafir, dass ihre Auftragnehmer Mal3nahmen zur
Risikokontrolle  umsetzen. Dazu wendet jedes Eisenbahnunternehmen, jeder
Infrastrukturbetreiber und jede fur die Instandhaltung zusténdige Stelle die in der Verordnung
(EV) Nr. 1078/2012" festgelegten gemeinsamen Methoden fiir Uberwachungsverfahren an.
Ihre Auftragnehmer wenden dieses Verfahren aufgrund vertraglicher Vereinbarungen
ebenfalls an. Eisenbahnunternehmen, Infrastrukturbetreiber und fir die Instandhaltung
zustandige Stellen legen ihre vertraglichen Vereinbarungen der Agentur oder der nationalen
Sicherheitsbehdrde auf Anfrage offen.

6. Jeder Akteur des Eisenbahnsystems, der ein Sicherheitsrisiko aufgrund von Méangeln, nicht
konformer Bauweise oder Fehlfunktionen von technischer Ausristung einschliefdlich
struktureller Teilsysteme entdeckt, teilt diese Risiken den anderen Beteiligten mit, damit diese
etwaige erforderliche Korrekturmal3nahmen ergreifen konnen, um die Sicherheit des
Eisenbahnsystems kontinuierlich zu gewéahrleisten.

7. Im Falle eines Austauschs von Fahrzeugen zwischen Eisenbahnunternehmen tbermitteln
alle Akteure einander alle fur einen sicheren Betrieb relevanten Informationen. Dazu zdhlen
unter anderem Informationen zum Zustand und zur Geschichte des Fahrzeugs, Teile der
Instandhaltungsunterlagen, Informationen zur Rickverfolgbarkeit von Verladevorgangen und
die Frachtpapiere. Die Informationen muissen ausreichend detailliert sein, damit das

a8 ABI. L 320 vom 17.11.2012, S. 8.
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Eisenbahnunternehmen die mit dem Betrieb des Fahrzeugs verbundenen Risiken beurteilen
kann.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16

Artikel 5
Gemeinsame Sicherheitsindikatoren

1. Um die Bewertung in Bezug auf die Verwirklichung der CST zu erleichtern und die
allgemeine Entwicklung der Eisenbahnsicherheit zu verfolgen, tragen die Mitgliedstaaten
Uber die Jahresberichte der nationalen Sicherheitsbehdrden gemal? Artikel 18 Informationen
Uber gemeinsame Sicherheitsindikatoren (CSI) zusammen.

Die CSI werden geméal3 Anhang | festgelegt.

4 neu

2. Der Kommission wird die Befugnis tibertragen, zur Uberarbeitung des Anhangs | delegierte
Rechtsakte gemafd Artikel 26 zu erlassen, insbesondere um CSI unter Berlicksichtigung des
technischen Fortschritts zu aktualisieren und die gemeinsamen Methoden zur Berechnung von
Unfallkosten anzupassen.

WV 2008/110/EG Artikel 1 Absatz 4

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16

Artikel 6
Gemeinsame Sicherheitsmethoden

WV 2008/110/EG Artikel 1 Absatz 5

Buchstabe a (angepasst)
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W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)
= neu

31. In den CSM wird beschrieben, wie das-Sieherheitsaivead [X> die Sicherheitsniveaus <X,
die Erreichung der Sicherheitsziele und die Einhaltung der anderen Sicherheitsanforderungen
beurteilt werden; dazu werden folgende Verfahren erarbeitet und festgelegt:

a) Methoden fur die Evaluierung und Bewertung von Risiken,

b) Methoden fir die Konformitdtsbewertung in Bezug auf die Anforderungen der
nach den Artikeln10 wund1l erteilten Sicherheitsbescheinigungen und
Sicherheitsgenehmigungen,

W 2008/110/EG Artikel 1 Absatz 5
Buchstabe b

\@neu

c) von den nationalen Sicherheitsbehdrden anzuwendende Aufsichtsmethoden und
von den Eisenbahnunternehmen, Infrastrukturbetreibern und fur die Instandhaltung
zustandigen Stellen anzuwendende Uberwachungsmethoden,

d) alle sonstigen Methoden, die ein Verfahren des Sicherheitsmanagementsystems
betreffen und der Harmonisierung auf Unionsebene bedirfen.

W 2008/110/EG Artikel 1 Absatz 5
Buchstabe ¢
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2. Die Kommission erteilt der Agentur Auftrage, neue CSM gemal3 Absatz 1 Buchstabe d zu
erstellen, ale CSM unter Berlcksichtigung der technischen Entwicklungen oder
gesellschaftlichen Anforderungen zu Uberarbeiten und zu aktualisieren und gegentber der
Kommission entsprechende Empfehlungen abzugeben.

Bei der Erstellung der Empfehlungen beriicksichtigt die Agentur die Ansichten der Nutzer
und der beteiligten Akteure. Sie fligt den Empfehlungen einen Bericht Uber die Ergebnisse
dieser Konsultation sowie eine Folgenabschdtzung zu den neu zu erlassenden CSM bel.

3. Die CSM werden regelma3ig mit dem Ziel Uberarbeitet, die Sicherheit generell
aufrechtzuerhalten und, soweit nach verniinftigem Ermessen durchfihrbar, kontinuierlich zu
verbessern, wobei die bel ihrer Anwendung gewonnenen Erfahrungen und die allgemeine
Entwicklung der Eisenbahnsicherheit berticksichtigt werden.

4. Der Kommission wird die Befugnis Ubertragen, gemal3 Artikel 26 del egierte Rechtsakte zur
Festlegung von CSM und Uberarbeiteten CSM zu erlassen.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)

5. Die Mitgliedstaaten nehmen ale Anderungen an ihren nationalen Sieherheitsvorschriften
> Vorschriften <1 vor, die aufgrund des Erlasses von CSM und Uberarbeiteten CSM
erforderlich sind.

Artikel 7
Gemeinsame Sicherheitsziele

WV 2008/110/EG Artikel 1 Absatz 6
Buchstabe a (angepasst)
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W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16

14 Die CST legen die Sicherheitsniveaus fest, die die einzelnen Bereiche des
Eisenbahnsystems und das Gesamtsystem in jedem Mitgliedstaat mindestens erreichen
mussen; sie werden in Form von Kriterien fir die Akzeptanz folgender Risiken ausgedrickt:

a) individuelle Risiken fur Fahrgaste, Bedienstete einschliefdich des Personals
von Auftragnehmern, Benutzer von Bahnibergangen und sonstige Personen
sowie, unbeschadet der geltenden nationalen und internationalen
Haftungsregeln, individuelle Risiken fir Unbefugte auf Eisenbahnanlagen;

b)  gesellschaftliche Risiken.

| 0 neu

2. Die Kommission erteilt der Agentur den Auftrag, Uberarbeitete CST zu erstellen und
gegenuber der Kommission entsprechende Empfehlungen abzugeben.

3. Die CST werden regelmaidig Uberarbeitet, wobei die allgemeine Entwicklung der
Eisenbahnsicherheit zu berlicksichtigen ist. Die Uberarbeiteten CST tragen allen vorrangigen
Bereichen Rechnung, in denen die Sicherheit weiter verbessert werden muss.

4. Die Kommission wird erméchtigt, gemal? Artikel 26 delegierte Rechtsakte zur Festlegung
Uberarbeiteter CST zu erlassen.

WV 2008/110/EG Artikel 1 Absatz 6

Buchstabe b (angepasst)

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)

5.6 Die Mitgliedstaaten nehmen alle erforderlichen Anderungen an ihren theer nationalen
Sicherheitsverschriften X Vorschriften X1 vor, damit zumindest die CST und die
Uberarbeiteten CST nach Maligabe der fir sie geltenden Umsetzungszeitplane erreicht

werden. Sie notifizieren der Kommission die betreffenden Vorschriften gemald Artikel 8

Artikel 8
National e Sieherheitsworssheiften-[X> Vorschriften <X
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I neu

1. Die Mitgliedstaaten kénnen nur in den folgenden Fallen neue nationale Vorschriften
erlassen:

a)  wenn Vorschriften in Bezug auf vorhandene Sicherheitsmethoden nicht von
einer CSM abgedeckt sind;

b) asPraventivmalinahme in dringenden Fallen, insbesondere nach einem Unfall.

Die Mitgliedstaaten sorgen dafir, dass nationale Vorschriften der Notwendigkeit eines auf
einem System beruhenden Ansatzes Rechnung tragen.

2. Beabsichtigt ein Mitgliedstaat die Einfuhrung einer neuen nationalen Vorschrift, so
notifiziert er den Entwurf dieser Vorschrift mit Hilfe eines geeigneten IT-Systems der
Agentur und der Kommission gemald Artikel 23 der Verordnung (EU) Nr..../...
[Agenturverordnung].

3. Erhdt die Agentur Kenntnis von einer notifizierten oder nicht notifizierten nationalen
Vorschrift, die hinfallig ist oder im Widerspruch zu CSM oder anderen, nach Anwendung der
nationalen Vorschrift erlassenen Unionsvorschriften steht, wird das Verfahren nach Artikel 22
der Verordnung (EU) Nr. .../... [Agenturverordnung] angewandt.

4. Die Mitgliedstaaten sorgen daflr, dass nationale Vorschriften in einer allen Betroffenen
verstandlichen Sprache kostenlos zur Verfigung gestellt werden.

5. Gemdld diesem Artikel notifizierte nationale Vorschriften unterliegen nicht dem
Notifizierungsverfahren der Richtlinie 98/34/EG.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)

33

DE



DE

Artikel 9
Sicher heitsmanagementsysteme

1. Die Edbarnegbetraiber |nfrastrukturbetreiber und die Eisenbahnunternehmen fihren ein
Sicherheitsmanagementsystem ein, um SIcherzusteIIen dass das Eisenbahnsystem mlndestens
dle CST erre|chen kann= und die i

‘ in den TSI festgelegten Slcherheltsanforderungen erfuIIt

und dass d|e anschlaglgen Teile der CSM [X> sowie die gemald Artikel 8 notifizierten
Vorschriften <X] angewandt werden.

=Yats astgeleg A Die von dem Scherhatsrnan@ementgstem Zu
erfullenden Anforderungen tr@en Art gdem Umfang und anderen Merkmalen der ausgelibten

Téatigkeit Rechnung getragea-wird. Das Sicherheitsmanagementsystem Es gewahrleistet die
Kontrolle aler Risiken, die mit der Tatigkeit des Eaararegbetretbers Infrastrukturbetreibers
oder  Eisenbahnunternehmens,  einschliefdich  Instandhaltungsarbeiten  und  der
Materialbeschaffung sowie der Vergabe von Dienstleistungsauftragen, verbunden sind.
Unbeschadet geltender nationaler und internationaler Haftungsregeln berticksichtigt das
Sicherheitsmanagementsystem, soweit angezeigt und angemessen, auch die sich aus der
Tatigkeit anderer Beteiligter ergebenden Risiken.

DE



| 0 neu

Die Kommission legt Bestandteile des Sicherheitsmanagementsystems im Wege von
Durchfihrungsrechtsakten fest. Diese DurchfUhrungsrechtsakte werden nach dem
Prufverfahren gemald Artikel 27 Absatz 2 erlassen.

WV Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)

3. Das Sicherheitsmanagementsystem jedes FEshawegbetreibers |[nfrastrukturbetreibers
beriicksichtigt die Folgen, die sich aus der betrieblichen Tatigkeit verschiedener
Eisenbahnunternehmen auf dem Netz ergeben, und gewahrleistet, dass alle
Eisenbahnunternehmen im Einklang mit den TSI, den nationalen Sicherheisverschriften
X> Vorschriften <XI und den Anforderungen ihrer Sicherheitsbescheinigung tétig sein
konnen. Es—wird—terner X> Die Sicherheitsmanagementsysteme werden <1 mit dem Ziel
entwickelt, die Notfallverfahren des Eaheaegbetreibers Infrastrukturbetreibers mit allen
Eisenbahnunternehmen, die seine Infrastruktur nutzen, zu koordinieren.

4. Alle Eabheaegbetreiber |nfrastrukturbetreiber und Eisenbahnunternehmen legen der
> nationalen <X Sicherheitsbehdrde jedes Jahr vor dem 30. Juni einen Sicherheitsbericht
vor, der sich auf das vorangegangene Kalenderjahr bezieht. Dieser Sicherheitsbericht
beinhaltet Folgendes:

a)  Angaben dartber, wie die unternehmensbezogenen Sicherheitsziele erreicht
werden, sowie die Ergebnisse der Sicherheitspléne;

b) die Entwicklung von nationalen Sicherheitsindikatoren und den in Anhang |
festgelegten CSl, sofern dies fur die berichtende Organisation von Belang ist;
c) dieErgebnisseinterner Sicherheitsprifungen;

d) Angaben Uber Mangel und Storungen des Eisenbahn- bzw. des
Infrastrukturbetriebs, die fur die X nationale X1 Sicherheitshehtrde von
Bedeutung sein konnen.

WV Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16
= neu

KAPITEL Il

SICHERHEITSBESCHEINIGUNG UND -GENEHMIGUNG

Artikel 10
= Einheitliche Sicher heitsbescheinigung <

4 neu

1. Fir den Zugang zu Eisenbahninfrastrukturen benétigen Eisenbahnunternehmen eine
einheitliche Sicherheitsbescheinigung.
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2. Die Agentur erteilt die einheitliche Sicherheitsbescheinigung auf der Grundlage von
Nachweisen, dass das Eisenbahnunternehmen ein Sicherheitsmanagementsystem gemald
Artikel 9 eingefthrt hat und die in den TSI und anderen einschlégigen Rechtsvorschriften
festgelegten Anforderungen erflllt, um Risiken zu begrenzen und in dem Netz sichere
Verkehrsdienste zu erbringen.

3. In der einheitlichen Sicherheitsbescheinigung werden Art und Umfang der von ihr
abgedeckten Eisenbahntédtigkeiten  angegeben. Sie st fir gleichwertige
Eisenbahnverkehrsdienste in der gesamten Union gltig.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16

W 2008/110/EG Artikel 1 Absatz 7
Buchstabe a

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16

W 2008/110/EG Artikel 1 Absatz 7
Buchstabe b
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W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16

| 0 neu

4. Drei Monate vor Aufnahme eines neuen Dienstes Ubermittelt das Eisenbahnunternehmen
der zusténdigen nationalen Sicherheitsbehdrde Unterlagen, die Folgendes bestétigen:

a)

b)

Das Eisenbahnunternehmen wird die Betriebsvorschriften enhalten,
einschliefdich nationaler Vorschriften, die ihm gemal3 Artikel 8 Absatz 4
Ubermittelt werden, und die Sicherheit seines Betriebs beurteilen, wobei es die
Anforderungen der Verordnung (EG) Nr.352/2009 der Kommission®™
berlicksichtigt und sicherstellt, dass das Sicherheitsmanagement allen Risiken
Rechnung trégt und alle Vorkehrungen fur einen sicheren Betrieb getroffen
werden;

das Eisenbahnunternehmen hat die erforderlichen Vorkehrungen fir die
Zusammenarbeit und Abstimmung mit dem/den Infrastrukturbetreiber(n) des
Netzes/der Netze getroffen, in dem/denen der Betrieb erfolgen soll;

das Eisenbahnunternehmen hat ale fir einen sicheren Betrieb notwendigen
Mal3nahmen ergriffen;

das Eisenbahnunternehmen verfligt Uber eine Genehmigung gemal der
Richtlinie 95/18/EG des Rates™;

Art und Umfang der beabsichtigten Eisenbahntétigkeiten entsprechen den
Angaben in der einheitlichen Sicherheitsbescheinigung.

Hat die nationale Sicherheitshehdrde Zweifel an der ErfUllung einer oder mehrerer
Bedingungen, so fordert sie von dem Eisenbahnunternehmen weitere Informationen an. Diese
Korrespondenz darf jedoch nicht zu einer Aussetzung oder Verzogerung des Betriebsbeginns
fuhren. Liegen der nationalen Sicherheitsbendrde Nachweise vor, dass eine oder mehrere
Bedingungen nicht erflllt sind, verweist sie die Angelegenheit an die Agentur, die
angemessene Mal3nahmen ergreift, wie z. B. einen Widerruf der Bescheinigung.

B ABI. L 108 vom 29.4.2009, S. 4.
2 ABI. L 143 vom 27.6.1995, S. 70.
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W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16
= neu

5. Die einheitliche Sicherheitsbescheinigung wird auf Antrag des Eisenbahnunternehmens
spatestens ale funf Jahre erneuert. Sie wird vollstandig oder teilweise aktualisiert, wenn sich
Art oder Umfang des Betriebs wesentlich andern.

Der Inhaber der e|nhe|t||chen Sicherheitsbescheinigung unterrichtet die = Agentur <
unverziiglich Gber alle wichtigen Anderungen an _den der
Bedlngungen d%emeehl@@geﬁ#a% der elnhe|tI|chen Scherhatsb&chanlgung Ferner
unterrichtet er die = Agentur < uber die Einflihrung neuer

Personal kategorien und neuer Fahrzeugt;gg %

Bei wesentlichen Anderungen des echttichen—Rakmens Regelungsrahmens im Bereich der
Sicherheit kann die = Agentur < Sicherheitsbehéede die Uberpriifung ges—einsehlagigen
FeHs der einheitlichen Sicherheitsbescheinigung verlangen.

| § neu

6. Stellt eine nationale Sicherheitsbehdrde fest, dass der Inhaber einer einheitlichen
Sicherheitsbescheinigung die Bedingungen der Bescheinigung nicht mehr erfiillt, so beantragt
sie bei der Agentur den Widerruf dieser Bescheinigung. Die Agentur kann die einheitliche
Sicherheitsbescheinigung unter Angabe von Grinden widerrufen. Sie informiert in diesem
Fall alle Sicherheitsbehdrden der Netze, in denen das Eisenbahnunternehmen tétig ist.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16
= neu

76. Die = Agentur << Sicherhelisbehérde unterrichtet die Agestts = nationaen
Sicherheitsbehdrden < binnen elnem-Menat eines Monats Uber die Erteilung, Erneuerung,

Anderung oder den Wlderruf emer l:>einheitlichen<:- Sicherheitsb@cheinigung

%%Fuéeﬁ%ﬁeﬁ Dabe| Werden der Name und d|e Anschrlft des Elsenbahnunternehmens
das Ausgabedatum der  Geltungsbereich  und die  Glltigkeitsdauer  der

g Bescheinigung sowie, im Fall eines Widerrufs, die Grinde fur ihre
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| & neu

8. Die Agentur Uberwacht fortlaufend die Wirksamkeit der Mal3nahmen zur Erteilung der
einheitlichen Sicherheitsbescheinigungen und die Aufsicht durch die nationalen
Sicherheitsbehdrden und gibt gegebenenfalls gegeniiber der Kommission Empfehlungen mit
Verbesserungsvorschldgen ab. Dazu konnen auch Empfehlungen fur eine CSM zu
Sicherheitsmanagementverfahren zéhlen, die gemal Artikel 6 Absatz 1 Buchstabed der
Harmonisierung auf Unionsebene bedurfen.

\@neu

Artikel 11
Antrage auf einheitliche Sicher heitsbescheinigungen

1. Antrage auf einheitliche Sicherheitsbescheinigungen werden bei der Agentur eingereicht.
Die Agentur entscheidet Uber den Antrag unverziglich, spétestens jedoch vier Monate nach
Vorlage aler notwendigen Informationen sowie aller von der Agentur geforderten
Zusatzinformationen. Wird der Antragsteller um Zusatzinformationen gebeten, so teilt er
diese umgehend mit.

2. Die Agentur leistet bel der Beantragung der einheitlichen Sicherheitsbescheinigung
ausfuhrlich Orientierungshilfe. Sie erstellt eine Liste aler im Zusammenhang mit Artikel 10
Absatz 2 bestehenden Anforderungen und verdéffentlicht alle sachdienlichen Unterlagen.

3. Ein Leitfaden, in dem die Anforderungen fir Sicherheitsbescheinigungen aufgeftihrt und
erlautert werden und der eine Liste der vorzulegenden Dokumente enthalt, wird den
Antragstellern kostenlos zur Verfigung gestellt. Bel der Verbreitung dieser Informationen
arbeiten die nationalen Sicherheitsbehtérden mit der Agentur zusammen.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)
= neu

Artikel 42 2 12 &7
Sicher heitsgenehmigung fur Infrastrukturbetreiber

1. Der Eahewegbetreiber Infrastrukturbetreiber bendtigt fur die Verwaltung und den Betrieb
einer  Eisenbahninfrastruktur eine  Sicherheitsgenehmigung der X nationalen <X
Sicherheitsbehorde des Mitgliedstaats, in dem er niedergelassen ist.

Die Sicherheitsgenehmigung beinhaltet:

& ene Genehmigung dbe——die zur Bestdtigung der Zulassung des
Sicherheitsmanagementsystems des FEabhrwegbetreibers |Infrastrukturbetreibers gemald

Artikel 9 und-ArhangH, einschliefllich der Verfahren und Bestimmungen zur Erfiillung der
ga=die besonderen Anforderungen fur eine sichere Auslegung, Instandhaltung und einen
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sicheren Betrieb der Eisenbahninfrastruktur zu—erfdllen, wozu gegebenenfalls die
Instandhaltung und der Betrieb des Verkehrssteuerungs- und Signal gebungssystems gehoren.

2. Die Sicherheitsgenehmigung wird auf Antrag des Infrastrukturbetrei bers Eahewegbetreibers
spétestens alle funf Jahre erneuert. Sie wird vollstandig oder teilweise aktualisiert, wenn die
Infrastruktur, die Signalgebung oder die Energieversorgung oder die Grundsétze fir ihren
Betrieb und ihre Instandhaltung wesentlich geéndert werden. Der Inhaber der
Sicherheitsbescheinigung unterrichtet die nationale Sicherheitsbehtrde unverziiglich Gber alle

derartigen Anderungen.

Bei wesentlichen Anderungen des rechtlichen Rahmens im Bereich der Sicherheit kann die
nationale Sicherheitsbehdrde die Uberpriifung der Sicherheitsgenehmigung verlangen.

Stellt die nationale Sicherheitsbehidrde fest, dass ein Infrastrukturbetreiber Eabraegbetretber,
der Inhaber einer Sicherheitsgenehmigung ist, die dafiir geltenden Bedingungen nicht mehr
erfllt, so widerruft sie die Genehmigung und begriindet ihre Entscheidung.

| 0 neu |

3. Uber Antrage auf eine Sicherheitsgenehmigung entscheidet die nationale
Sicherheitsbehdrde unverziglich, spétestens jedoch vier Monate nach Vorlage aller
notwendigen Informationen sowie aller von der Sicherheitsbehtrde geforderten
Zusatzinformationen.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16

34. Die nationale Sicherheitsbehdrde unterrichtet die Agentur binnen etrem-Menat eines
Monats Uber die Sicherheitsgenehmigungen, die ertellt, erneuert, gedndert oder widerrufen

wurden. Dabel werden der Name und die Anschrift des Infrastrukturbetreibers
Fahrwegbetretbers, das Ausgabedatum, der Geltungsbereich und die Gultigkeitsdauer der
Sicherheitsgenehmigung sowie, im Fall eines Widerrufs, die Grinde fur ihre Entscheidung
angegeben.
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W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)

Artikel 13
Zugang zu Schulungsmaoglichkeiten

1 Die Mltglledstaaten sorgen dafir, dass Eisenbahnunternehmen——edie—eire
} Rtragen; fairen und nichtdiskriminierenden Zugang zu
Schulungsmogllchkaten far Zugfihrer und Zugbegleiter erhalten, sofern derartige
Schulungen fur die Erbringung von Diensten in ihrem Netz oder fir die Erfullung von
Anforderungen zur Erlangung der Sicherheitsbescheinigung X> sowie von Anforderungen zur
Erlangung von Fahrerlaubnissen und Bescheinigungen gemal3 der
Richtlinie 2007/59/EG** <X] notwendig sind.

Die angebotenen Schulungen missen eine Vermittlung der erforderlichen Streckenkenntnisse,
der Betriebsvorschriften und -verfahren, der Signalgebung und Zugsteuerung/Zugsicherung
sowie der fur die betreffenden Strecken geltenden Notfallverfahren umfassen.

Die Mitgliedstaaten gewéhrleisten ferner, dass Infrastrukturbetreiber und ihr Personal, die
wesentliche Sicherheitsaufgaben wahrnehmen, einen fairen und nicht diskriminierenden
Zugang zu Schulungseinrichtungen erhalten.

Werden bei diesen Schulungen keine Priifungen abgehalten und keine Zeugnisse ausgestellt,
so sorgen die Mitgli edstaaten dafur dassdie Elsenbahnunternehmen entsprechende Zeugnlsse
erhalten kbnnen-al =€ A g

Die nationale Sicherheitsbehdrde sorgt dafur dass die Schulungen und gegebenenfalls die
Ausstellung von Zeugnissen mit den Sie : x> Anforderungen <XI im
Einklang stehen, die in X der Richtlinie 2007/59/EG in<&Xl TSI oder in nationalen
Sicherheitsversehriften X> Vorschriften <XI nach Artikel 8 wne-ArhangH festgelegt sind.

2. Werden die Schulungen ausschliefdich von einem Eisenbahnunternehmen oder dem
Fahrwegbetraiber | nfrastrukturbetreiber angeboten, so sorgen die Mitgliedstaaten dafir, dass
andere Eisenbahnunternehmen zu einem angemessenen und nichtdiskriminierenden Preis, der
kostenorientiert ist und eine Gewinnspanne umfassen kann, Zugang zu diesen Schulungen
erhalten.

2 ABI. L 315vom 3.12.2007, S. 51.
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3. Bel der Einstellung neuer Zugfuhrer, Zugbegleiter und Mitarbeiter, die wesentliche
Sicherheitsaufgaben wahrnehmen, missen die Eisenbahnunternehmen in der Lage sein, ale
friher bel anderen Eisenbahnunternehmen absolvierte Schulungen, Qualifizierungen und dort
gemachte Erfahrungen zu berlicksichtigen. Zu diesem Zweck sind diese Mitarbeiter zum
Zugang zu allen Dokumenten, die ihre Schulungen, Qualifikationen und Erfahrungen belegen,
sowiew Zur Vervielféltigung und 2uf Weiterleitung dieser Dokumente berechtigt.

IZ> Elsenbahnunternehmen und Infrastrukturbetraber smd @ fur
den Ausbildungsstand und die Qualifikationen setres X> ihres X1 mit sicherheitsrelevanten
Aufgaben betrauten Personals verantwortlich.

| ¥ 2008/57/EG Artikel 40

WV 2008/110/EG Artikel 1 Absatz 8

(angepasst)
= neu

Artikel 14a
Instandhaltung von Fahr zeugen

1. Jedem Fahrzeug wird, bevor es in Betrieb genommen oder auf dem Netz genutzt wird, eine
fur die Instandhaltung zustandige Stelle zugewiesen, die im nationalen Einstellungsregister
Fahrzeugregister gemald Artikel 4333 der Richtlinie XX (Uber die Interoperabilitét des
Eisenbahnsystems registriert sein muss.

2. Ein Eisenbahnunternehmen, ein Infrastrukturbetreiber oder ein Fahrzeughalter kann eine
fr die Instandhaltung zustandige Stelle sein.

3. Unbeschadet der Zustandigkeit der Eisenbahnunternehmen und der Infrastrukturbetreiber
fUr den sicheren Betrieb eines Zuges nach Artikel 4 gewdahrleistet die fur die Instandhaltung
zustandige Stelle mittels eines Instandhaltungssystems, dass die Fahrzeuge, fir deren
Instandhaltung sie zusténdig ist, in einem sicheren Betriebszustand sind. Zu diesem Zweck
stellt die fur die Instandhaltung zustandige Stelle sicher, dass die Instandhaltung der
Fahrzeuge gemal} folgenden Punkten erfolgt:

a)  den Instandhaltungsunterlagen jedes Fahrzeuges;

b) den anwendbaren Anforderungen, einschlief3ich
I nstandhal tungsbestimmungen und Bestimmungen der TSI.

Die fur die Instandhaltung zustandige Stelle fuhrt die Instandhal tungsmal3nahmen selbst durch
oder bedient sich Ausbesserungswerken, mit denen Vertrdge geschlossen wurden.

4. Im Falle e waggens von Giterwagen wird jede fir die Instandhaltung zustandige
Stelle von _einer el%eh=erﬁe BehOrde zedifiziert, die geméld = der Verordnung (EU)
Nr 445/2011 der Kommlswsion22 & zugelassen oder anerkannt Absatz 5. oderdurchcine

- . , oder von einer natlonalen

2 ABI. L 122 vom 11.5.2011, S. 22.
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. Das Anerkennungsverfahren erfolgt ebenfalls
anhand der Krlterlen Unabhanglgken Sachverstand und Unpartemchken

Ist die fur die Instandhaltung zustandige Stell
Infrastrukturbetra ber, so wird die Einhaltung der = Verordnung (EU) Nr. 445/2011 <:- ﬁaeh
g von der betreffenden nationalen Sicherheitsbehdrde
gemaB den Verfahren nach Artlkel D 12 X] 40—eder—11 gepruft und auf den
Bescheinigungen, die in diesen Verfahren festgelegt werden, bestatlgt

| 0 neu

6. Die Agentur bewertet bis zum 31. Mai 2014 das bei der Zertifizierung der fur die
Instandhaltung von Gulterwagen zustdndigen Stelle angewandte System, wobel sie die
Mdoglichkeit der Ausweitung des Systems auf alle Fahrzeuge prft, und legt der Kommission
dariiber einen Bericht vor.

7. Die Kommission legt bis zum 24. Dezember 2016 im Wege von Durchf ihrungsrechtsakten
fur alle Fahrzeuge gemeinsame Bedingungen fur die Zertifizierung der fur die Instandhaltung
zustandigen Stelle fest.

DE
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Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem in Artikel 27 Absatz 2 genannten
Prufverfahren erlassen.

Bis zum Erlass der in Unterabsatz 1 genannten Durchfiihrungsrechtsakte wird weiterhin das
mit der Verordnung (EU) Nr. 445/2011 eingefihrte Zertifizierungssystem fur Giterwagen
angewandt.

WV 2008/110/EG Artikel 1 Absatz 8

(angepasst)
= neu

£ Artikel 15 &7

X> Abweichungen vom System der Zertifizierung der fur die Instandhaltung
zustandigen Stellen <]

18. Die Mitgliedstaaten kdnnen beschlief3en, ihren Verpflichtungen zur Bestimmung der fir
die Instandhaltung zustandigen Stelle und zu deren Zertifizierung in folgenden Féllen durch
sdernative andere Maldnahmen = as durch das in  Artikel 14  eingefuhrte
Zertifizierungssystem <= nachzukommen:

a) Fahrzeuge, diein einem Drittstaat zugelassen sind und gemal3 den V orschriften
dieses L andes gewartet instand gehalten werden;

b)  Fahrzeuge, die auf Netzen oder Strecken geftihrt werden, deren Spurweite sich
von der des Hauptschienennetzes der Gemelrschalt [ Union <X
unterscheidet und bei denen die Einhaltung der Anforderung nach Artikel 14
Absatz 3 durch internationale Vereinbarungen mit Drittstaaten sichergestellt
wird;

c) Fahrzeuge graeh X>, die unter <XI Artikel 2 Adssatz—2 [ fallen, X1 und
militérisches Gerét sowie Sondertransporte, fir die eine Ad-hoc-Genehmigung
der nationalen Sicherheitsbehorde, die vor der Erbringung der Dienstleistung
ausgestellt werden muss, erforderlich ist. In diesem Fall werden Ausnahmen
fUr Zeitrdume von akehttangerals hichstens funf Jahren genehmigt.

22 X> Die in Absatzl genannten alternativen
MaBnahmen <ZI werden mlttels Ausnahmeregel ungen durchgefthrt, die von den betreffenden
nationalen Sicherheitsbehdrden X> oder der Agentur <XI gewahrt werden:

a) be der Registrierung von Fahrzeugen gemdld Artikel 4333 der Richtlinie xx
Uber die Interoperabilitdt des Eisenbahnsystems, soweit dies die Bestimmung
der fUr die Instandhaltung zustandigen Stelle betrifft;

b) bei der Ausstellung von Sicherheitsbescheinigungen und -genehmigungen fir
Eisenbahnunternehmen und Infrastrukturbetreiber gemar? den Artikeln 10 und
1241 der vorliegenden Richtlinie, soweit dies die Bestimmung oder
Zertifizierung der fur die Instandhaltung zustandigen Stelle betrifft.

3. Dlese Ausnahmen werden im jahrlichen Sicherheitsbericht nach Artikel 18 der
aufgefiihrt und begrindet. Wenn der Eindruck gegeben ist, dass im
Elsenbahnsystem der Gemeischalt [ Union <XI ungerechtfertigte Sicherheitsrisiken
eingegangen werden, unterrichtet die Agentur die Kommission unverziglich dartiber. Die
Kommission nimmt Kontakt mit den betreffenen—Partclen Beteiligten auf und fordert
gegebenenfalls den Mitgliedstaat auf, seine Ausnahmeregelung zuriickzunehmen.
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W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)

KAPITEL IV

> NATIONALE <Xl SICHERHEITSBEHORDEN

Artikel 16
Aufgaben

1 Jeder Mltglledstaat rlchtet eme S|cherhe|tsbehorde ein. Diese Behtrde—be—deres-sieh-um

|s; ist organisatorisch, rechtlich und in

|hren Entsche| dungen von Elsenbahnunternehmen Infrastrukturbetreibern Fabraegbetrerbern,
Antragstellern und Beschaffungsstellen unabhangig.

\@neu

2. Die nationale Sicherheitsbehtrde wird mindestens mit folgenden Aufgaben betraut:

a)

b)

d)

Genehmigung der Inbetriebnahme der Energie- und Infrastruktur-Teilsysteme
des Eisenbahnsystems gemal3 Artikel 18 Absatz 2 der Richtlinie XX Uber die
Interoperabilitdt des Eisenbahnsystems,

Uberwachung der Ubereinstimmung der Interoperabilitétskomponenten mit
den grundlegenden Anforderungen nach Artikel [x] der Richtlinie [XX] Uber
die Interoperabilitdt des Eisenbahnsystems,

Zuweisung einer europadischen Fahrzeugnummer gemald Artikel 42 der
Richtlinie [ XX] tber die Interoperabilitét des Eisenbahnsystems;

Unterstitzung der Agentur auf deren Anforderung bei der Erteilung,
Erneuerung, Anderung und dem  Widerruf von  einheitlichen
Sicherheitsbescheinigungen gemald Artikel 10 und Prifung, ob die darin
festgelegten Bedingungen und Anforderungen erfiillt sind und der Betrieb der
Eisenbahnunternehmen den Anforderungen des EU-Rechts und des nationalen
Rechts entspricht;

Erteilung, Erneuerung, Anderung und Widerruf von Sicherheitsgenehmigungen
gemald Artikel 12 und Prifung, ob die darin festgelegten Bedingungen und
Anforderungen erflllt sind und ob der Betrieb des Infrastrukturbetreibers den
Anforderungen des EU-Rechts und des national en Rechts entspricht;

DE



f)  Beobachtung, Bekanntgabe und gegebenenfalls Durchsetzung und
Aktualisierung des Regelungsrahmens im Bereich der Sicherheit,
einschliefdich des Systems nationaler V orschriften;

g) Beaufsichtigung von Eisenbahnunternehmen gemal AnhanglV der
Verordnung (EU) Nr. 1158/2010° sowie gemaR der Verordnung (EU)
Nr. 1077/2012*;

h)  Uberwachung der ordnungsgeméien Eintragung der Fahrzeuge im nationalen
Einstellungsregister sowie der Korrektheit und Aktualitét der dort enthaltenen
sicherheitsrel evanten Informationen.

3. Die nationale Sicherheitsbehtrde des Mitgliedstaates, in dem das Eisenbahnunternehmen
tétig ist, trifft die erforderlichen Vorkehrungen zur Abstimmung mit der Agentur und anderen
Sicherheitsbehdrden, um sicherzustellen, dass alle wesentlichen Informationen zu dem
jeweiligen Eisenbahnunternehmen ausgetauscht werden, insbesondere in Bezug auf bekannte
Risken und die Sicherheitdeistung. Zudem tauscht die nationale Sicherheitsbehtrde
Informationen mit anderen Sicherheitsbehdrden aus, wenn sie feststellt, dass das
Eisenbahnunternehmen nicht die erforderlichen Mal3nahmen zur Risikokontrolle trifft.

Sie informiert die Agentur umgehend Uber etwaige Bedenken hinsichtlich der
Sicherheitdeistung der von ihr beaufsichtigten Eisenbahnunternehmen. Die Agentur trifft
angemessene Mal3nahmen gemal3 Artikel 10 Absatz 6.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16

WV 2008/110/EG Artikel 1 Absatz 9
Buchstabe a

WV 2008/110/EG Artikel 1 Absatz 9
Buchstabe b

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16

z ABI. L 326 vom 10.12.2010, S. 11.
24 ABI. L 320 vom 17.11.2012, S. 3.
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WV 2008/110/EG Artikel 1 Absatz 9
Buchstabe ¢

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)
= neu

4. Die in Absatz 2 genannten Aufgaben dirfen an Infrastrukturbetreiber Fabrategbetrerber,
Eisenbahnunternehmen oder Beschaffungsstellen weder tibertragen noch als Auftrag vergeben
werden.

Artikel 17
Entscheidungsgrundsétze

1. Die Arbeitsweise der X> nationalen Sicherheitsbehtrden <x] Sicherheitsbehérde ist durch
Offenheit, Nichtdiskriminierung und Transparenz gekennzeichnet. Insbesondere gibst
X> geben <XI sie adlen Beteligten Gelegenheit, sich zu &uf3ern, und begrbndet—sie
X> begrinden <XI ihre Entscheidungen.

Sie reagiert O reagieren <x] umgehend auf Anfragen und Antrége und telt > teilen <] ihre
Informationsersuchen unverziglich mit; sie &t DO treffen <X1 ale ihre Entscheidungen
innerhalb von vier Monaten, nachdem alle angeforderten Informationen vorgelegt wurden. Sie
kapn [ konnen <X] jederzeit die technische Unterstitzung der FEahawegbetreiber
Infrastrukturbetreiber und der Eisenbahnunternehmen oder anderer qualifizierter Stellen
anfordern, wenn sie den in Artikel 16 genannten Aufgaben raehkermsat X> nachkommen <XI.

Bel der Gestaltung des nationalen seshthehen-Rahmens Regelungsrahmens konsultiert die
> nationale <XI Sicherheitsbehdrde alle Beteiligten und Betroffenen einschliefdich
Infrastrukturbetreibern  Esheaegbetretbern,  Eisenbahnunternehmen, Herstellern  und
I nstandhal tungsorgani sationen sowie Benutzern und Personal vertretern.

2. Die Agentur und die nationalen Sicherheitsbehtrden konnen X1 Die
; die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben notwendigen Inspektionen
und Untersuchungen durchfuhren und eshdt X> erhalten <X Einsicht in alle sachdienlichen
Dokumente sowie Zugang zu Einrichtungen, Anlagen und Ausristungen von
Infrastrukturbetreibern Eaararegbetratbern und Eisenbahnunternehmen.
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3. Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Malinahmen, um die gerichtliche
Nachprufbarkeit von Entscheidungen der [X> nationalen <XI Sicherheitsbehtrde zu
gewdhrleisten.

4. Die X> nationalen <X] Sicherheitsbehdrden fihren = im Rahmen des von der Agentur
eingerichteten Netzes<= enen aktiven Meinungss und Erfahrungsaustausch zur
Harmonlserung |hrer Entschadungskrlterlen auf éemeﬁseh%beﬁe x> Unlonsebene<ZI

| & neu

5. Hinsichtlich aller Inspektionen vor Ort, die im Zusammenhang mit der Erteilung ener
einheitlichen Sicherheitsbescheinigung und der Beaufsichtigung der Eisenbahnunternehmen
nach der Erteilung durchgefihrt werden, regeln die Agentur und die nationalen
Sicherheitsbehorden den Umfang ihrer Zusammenarbeit durch vertragliche oder sonstige
Vereinbarungen.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16

Artikel 18
Jahresbericht

Die nationale Sicherheitsbehdrde verdffentlicht jedes Jahr einen Bericht Uber ihre Tétigkeiten
des Vorjahres und Ubermittelt ihn der Agentur spatestens bis=zam am 30. September. Der
Bericht enthdlt Angaben Uber:

a) die Entwicklung der Eisenbahnsicherheit einschliefdlich ener auf den
Mitgliedstaat bezogenen Zusammenstellung der CSl gemald Anhang I;

b) wichtige Anderungen ¥ea an Gesetzen und Vorschriften im Bereich der
Eisenbahnsicherheit;

c) die Entwicklung der Sicherheitsbescheinigung und der
Sicherheitsgenehmigung;

d) Ergebnisse und Erfahrungen im Zusammenhang mit der Kontrolle von
Eahnwegbetraibern | nfrastrukturbetreibern und Eisenbahnunternehmen;

WV 2008/110/EG Artikel 1 Absatz
10 (angepasst)
= neu

e) dienach Artikel Z4a > 14 <X] Absatz 8 beschlossenen Ausnahmer;

=f) ale im Rahmen der Beaufsichtigung vorgenommenen Inspektionen oder
Audits bei Eisenbahnunternehmen, die in dem Mitgliedstaat tétig sind. <



W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16

KAPITEL V

UNTERSUCHUNG VON UNFALLEN UND STORUNGEN

Artikel 19
Unter suchungspflicht

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafUr, dass die in Artikel 21 genannte Untersuchungsstelle nach
schweren Unfdlen im Eisenbahnverkehr Untersuchungen durchfihrt, um die
Eisenbahnsicherheit nach Moglichkeit zu verbessern und Unfédlle zu verhiten.

2. Die in Artikel 21 genannte Untersuchungsstelle kann neben schweren Unfédlen auch die
Unfdle und Stérungen untersuchen, die unter leicht veranderten Bedingungen zu schweren
Unféllen hétten fuhren koénnen, enschliefdlich technischer Stérungen in  den
strukturbezogenen Teilsystemen oder an den Interoperabilitétskomponenten des europaischen
Eisenbahnsystems.

Es liegt im Ermessen der Untersuchungsstelle, zu entscheiden, ob ein solcher Unfall oder eine
solche Storung untersucht wird oder nicht. Bel ihrer Entscheidung berticksichtigt sie:

a)  die Schwere des Unfalls oder der Storung,

b) die Frage, ob der Unfall oder die Stérung zu einer fir das gesamte System
bedeutsamen Serie von Unfélen oder Stérungen gehort,

c) die Auswirkungen des Unfalls oder der Stérung auf die Eisenbahnsicherheit
auf Gemetnschattsebene Unionsebene,

d) Anfragen von I nfrastrukturbetreibern Fahrwegbetreibern,
Eisenbahnunternehmen, der nationalen Sicherheitsbehtérde oder der

Mitgliedstaaten.

3. Der Umfang der Untersuchungen und das dabei anzuwendende Verfahren werden von der
Untersuchungsstelle unter Beriicksichtigung de kele der Artikel 20 und 22
und entsprechend den Erkenntnissen, die sie zur Verbesserung der Sicherheit aus dem Unfall
oder der Stoérung gewinnen will, festgelegt.

4. Schuld- oder Haftungsfragen sind auf keinen Fall Gegenstand der Untersuchung.

Artikel 20

Unter suchungsstatus

1. Die Mitgliedstaaten legen im Rahmen ihrer jeweiligen Rechtsordnung den rechtlichen
Status der Untersuchung so fest, dass die Untersuchungsbeauftragten ihrer Aufgabe so
effizient und so rasch wie méglich nachkommen kénnen.
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| 0 neu

2. Geméal3 den geltenden Rechtsvorschriften sorgen die Mitgliedstaaten dafur, dass die fur die
gerichtliche Untersuchung zustandigen Behdrden umfassend zusammenarbeiten und dass dem
Untersuchungspersonal so bald wie mdglich Folgendes gestattet wird:

WV Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)

a) Zugang zum Ort des Unfals oder der Stoérung sowie zu den betroffenen
Fahrzeugen, der mit dem Ereignis im Zusammenhang stehenden Infrastruktur
und den Anlagen fur Verkehrssteuerung und Signalgebung;

b) sofortige Spurenaufnahme und dberwachte Entnahme von Trimmern,
Infrastruktureinrichtungen oder Bautellen zu Untersuchungs-  oder
Auswertungszwecken,;

C) Zugang zum Inhalt von bordgestitzten Aufzeichnungsgerdten und
Ausristungen, die Sprachnachrichten aufzeichnen und den Betrieb des Signal-
und V erkehrssteuerungssystems erfassen, sowie dessen Auswertung;

d)  Zugang zu den Ergebnissen einer Untersuchung der Leichen der Opfer;

€)  Zugang zu den Ergebnissen von Untersuchungen des Zugpersonals und anderer
Eisenbahnbediensteter, die an dem Unfall oder der Stérung beteiligt waren;

f)  Befragung des beteiligten Eisenbahnpersonals und anderer Zeugen;

g) Zugang zu alen sachdienlichen Informationen und Aufzeichnungen, die sich
im Besitz des Infrastrukturbetreibers Eabeaegbetrelbers, der beteiligten
Eisenbahnunternehmen  und der [ nationalen <]  Sicherheitsbehdrde
befinden.

3. Die Untersuchung wird unabhangig von jeder gerichtlichen Untersuchung durchgefthrt.

Artikel 21
Unter suchungsstelle

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafir, dass die in Artikel 19 genannten Unfalle und Stérungen
von einer dstandigen Stelle  untersucht  werden, die Uber mindestens einen
Untersuchungssachverstandigen verfugt, der in der Lage ist, bel Unféllen oder Stérungen as
Untersuchungsbeauftragter tatig zu werden. Diese Stelle ist organisatorisch, rechtlich und in
ihren Entscheidungen von Infrastrukturbetreibern Eahraegbetreibern, Eisenbahnunternehmen,
entgelterhebenden Stellen, Zuweisungsstellen und benannten Stellen sowie von alen Parteien,
deren Interessen mit den Aufgaben der Untersuchungsstelle kollidieren kdnnten, unabhangig.
Sie ist dartber hinaus von der X nationalen <XI Sicherheitsbehtrde und von den
Regulierungsstellen im Eisenbahnsektor funktionell unabhangig.

2. Die Untersuchungsstelle nimmt ihre Aufgaben unabhangig von den in Absatz 1 genannten
Organisationen wahr und wird mit den dafir notwendigen Mitteln ausgestattet. |hr
Untersuchungspersonal erhdlt eine Stellung, die ihm die erforderliche Unabhangigkeit
garantiert.
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3. Die Mitgliedstaaten sorgen dafir, dass die Eisenbahnunternehmen, die Eahrwegbetreiber
Infrastrukturbetreiber und gegebenenfalls die X> nationale <XI Sicherheitsbehtrde verpflichtet
sind, der Untersuchungsstelle Unfélle und Stérungen im Sinne des Artikels 19 umgehend zu
melden. Die Untersuchungsstelle muss in der Lage sein, auf solche Meldungen zu reagieren
und die notwendigen Vorkehrungen zu treffen, damit die Untersuchung spétestens eine
Woche nach Eingang der Meldung des Unfalls oder der Stérung beginnen kann.

4. Die Untersuchungsstelle kann die ihr durch diese Richtlinie Ubertragenen Aufgaben mit
Untersuchungen von Ereignissen kombinieren, bei denen es sich nicht um Eisenbahnunfélle
oder -stbrungen handelt, sofern diese Untersuchungen ihre Unabhangigkeit nicht gefahrden.

5. Erforderlichenfalls kann die Untersuchungsstelle die Unterstitzung der
Untersuchungsstellen anderer Mitgliedstaaten oder der Agentur anfordern, damit diese ihre
Sachkenntnis zur Verfigung stellen oder technische Inspektionen, Auswertungen oder
Evaluierungen durchfihren.

6. Die Mitgliedstaaten konnen die Untersuchungsstelle mit der Untersuchung von
Eisenbahnunféllen und -stérungen betrauen, die nicht Gegenstand des Artikels 19 sind.

7. Die Untersuchungsstellen fiihren einen aktiven Meinungs- und Erfahrungsaustausch durch,

um gemeinsame Untersuchungsmethoden zu entwickeln und gemeinsame Grundséize fir die

Umsetzung von Sicherheitsempfehlungen und die Anpassung an den technischen und
wissenschaftlichen  Fortschritt  zu  erarbeiten Eeci:

Die Agentur unterstitzt die Untersuchungsstellen bei dieser Aufgabe.

Artikel 22
Durchfiihrung von Unter suchungsver fahren

1. Fir die Untersuchung von Unfadllen und Stérungen im Sinne des Artikels 19 ist die
Untersuchungsstelle des Mitgliedstaats zustandig, in dem sie sich ereignen. Kann das Ereignis
keinem Mitgliedstaat zugeordnet werden oder ist es auf oder in der Nahe einer Anlage an der
Grenze zwischen zwei Mitgliedstaaten eingetreten, so vereinbaren die betroffenen Stellen,
welche von ihnen die Untersuchung durchfiihrt, oder sie einigen sich auf eine gemeinsame
Durchfihrung. Im erstgenannten Fall kann die andere Stelle an der Untersuchung mitwirken
und erhalt uneingeschrankten Zugang zu den Ergebnissen.

Die Untersuchungsstellen eines anderen Mitgliedstaats werden aufgefordert, an einer
Untersuchung mitzuwirken, wenn ein in diesem Mitgliedstaat niedergelassenes und
zugelassenes Eisenbahnunternehmen an dem Unfall oder der Stérung beteiligt ist.

Dieser Absatz hindert die Mitgliedstaaten nicht daran, zu vereinbaren, dass die zustandigen
Stellen unter anderen Umstéanden die Untersuchungen in Zusammenarbeit durehfihren-sollten
durchzufihren haben.

2. Fur die Untersuchung jedes Unfalls eder und jeder Storung stellt die zusténdige
Untersuchungsstelle die geeigneten Mittel bereit, einschliefdlich der fur die Durchfiihrung der
Untersuchung notwendigen praktischen und technischen Sachkenntnis. Auf die Sachkenntnis
kann je nach Art des zu untersuchenden Unfals oder der zu untersuchenden Stoérung

innerhalb oder aulferhalb der Untersuchungsstelle zuriickgegriffen werden.
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3. Die Untersuchung wird so offen wie mdglich durchgeftihrt, damit sich ale Beteiligten
auern konnen und Zugang zu den Ergebnissen erhalten. Der betroffene Eahewegbetrelber
Infrastrukturbetreiber und die betroffenen Eisenbahnunternehmen, die X nationae <]
Sicherheitsbehdrde, Opfer und ihre Angehdrigen, Eigentimer beschadigten Eigentums,
Hersteller, beteiligte Rettungsdienste sowie Vertreter von Personal und Benutzern werden
regelmallig Uber die Untersuchung und ihren Verlauf unterrichtet; sie erhalten nach
Moglichkeit Gelegenheit, ihre Auffassungen und Standpunkte zu der Untersuchung zum
Ausdruck zu bringen, und es wird ihnen ferner ermdglicht, Bemerkungen zu den in den
Berichtsentwirfen enthaltenen Informationen abzugeben.

4. Die Untersuchungsstelle bringt ihre Untersuchungen am Unfallort schnellstmdglich zum
Abschluss, damit der Eshaaegbetreiber Infrastrukturbetreiber die Infrastruktur so bald wie
moglich wieder instand setzen und fir den Bahnverkehr freigeben kann.

Artikel 23
Berichte

1. Zu jeder Untersuchung eines Unfalls oder einer Stérung im Sinne des Artikels 19 werden
Berichte in einer der Art und Schwere des Unfalls bzw. der Stérung sowie der Bedeutung der
Ergebnisse der Untersuchung angemessenen Form erstellt. Diese Berichte verweisen auf den
Untersuchungszweck gemald Artikel 19 Absatz1l und enthalten gegebenenfals
Sicherheitsempfehlungen.

2. Die Untersuchungsstelle gibt den Abschlussbericht schnellstmogllch und in der Regel nicht
spater als zwolf Monate nach dem Erelgnls heraus. B

S|cherhe|tsempfehlungen W|rd den Betroffenen gemald Artikel 22 Absatz 3 sowie den
betreffenden Stellen und Beteiligten in anderen Mitgliedstaaten zugel eitet.

| 8 neu

Die Kommission legt die Inhalte der Berichte Uber die Untersuchung von Unfallen und
Stérungen im Wege von Durchfuhrungsrechtsakten fest. Diese Durchfihrungsrechtsakte
werden nach dem in Artikel 27 Absatz 2 genannten Prifverfahren erlassen.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16

3. Die Untersuchungsstelle verdffentlicht jedes Jahr spatestens bis=zam am 30. September
einen Bericht Uber die im Vorjahr durchgefiihrten Untersuchungen, die ausgesprochenen
Sicherheitsempfehlungen und die im Anschluss an frihere Sicherheitsempfehlungen
getroffenen Mal3nahmen.

WV Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)

Artikel 24
Unterrichtung der Agentur

52

DE



DE

1. Entscheidet die Untersuchungsstelle, eine Untersuchung durchzufihren, so teilt sie dies der
Agentur innerhalb einer Woche nach der Entscheidung mit. Diese Mitteilung enthalt Datum,
Uhrzeit und Ort des Ereignisses sowie die Art und Folgen des Ereignisses in Bezug auf
Todesopfer, Verletzte und Sachschaden.

2. Die Untersuchungsstelle Ubermittelt der Agentur jeweils en Exemplar des
Abschlussberichts nach Artikel 23 Absatz 2 sowie des Jahresberichts nach Artikel 23
Absatz 3.

Artikel 25
Sicher heitsempfehlungen

1. Eine von einer Untersuchungsstelle ausgesprochene Sicherheitsempfehlung begriindet
keinesfalls eine Vermutung der Schuld oder Haftung fir einen Unfall oder eine Stérung.

2. Die Empfehlungen werden an die > Agentur, die nationale <XI Sicherheitsbehérde und,
sofern es die Art der Empfehlung erfordert, an andere Stellen oder Behdrden in dem
Mitgliedstaat oder an andere Mitgliedstaaten gerichtet. Die Mitgliedstaaten und ihre
> nationalen X1 Sicherheitsbehdrden ergreifen die erforderlichen Mal3nahmen, um
sicherzustellen, dass die Sicherheitsempfehlungen der Untersuchungsstellen angemessen
berticksichtigt und gegebenenfalls umgesetzt werden.

3. Die X® nationale <X] Sicherheitsbehdrde und andere Behtrden oder Stellen sowie
gegebenenfalls andere Mitgliedstaaten, an die die Empfehlungen gerichtet sind, unterrichten
die Untersuchungsstelle mindestens jahrlich Gber Mal3nahmen, die als Reaktion auf die
Empfehlung ergriffen wurden oder geplant sind.

KAPITEL VI

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

WV 2008/110/EG Artikel 1 Absatz
11 (angepasst)

Artikel 26
Ausiibung der Befugnisiibertragung

1. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem
Artikel festgelegten Bedingungen Ubertragen.
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2. Die Befugnis zum Erlass der in Artikel 5 Absatz 2 und in Artikel 7 Absatz 2 genannten
delegierten Rechtsakte wird der Kommission auf unbestimmte Zeit Gbertragen.

3. Die Ubertragung der Befugnisse gemal? Artikel 5 Absatz 2 und Artikel 7 Absatz 2 kann
vom Européischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss Uber
den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Der
Beschluss wird am Tag nach seiner Verdffentlichung im Amtsblatt der Europaischen Union
oder zu einem in dem Beschluss angegebenen spéteren Zeitpunkt wirksam. Die Gultigkeit
bereitsin Kraft befindlicher delegierter Rechtsakte bleibt davon unberihrt.

4. Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlasst, Ubermittelt sie ihn gleichzeitig
dem Européischen Parlament und dem Rat.

5. Ein delegierter Rechtsakt, der gemal3 Artikel 5 Absatz 2 oder Artikel 7 Absatz 2 erlassen
wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Européische Parlament noch der Rat innerhalb einer
Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Europaische Parlament
und den Rat Einwéande erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Européaische
Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwénde
erheben werden. Auf Initiative des Européischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist
um zwei Monate verlangert.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16
= neu

Article 27
Ausschussver fahren

= 1. Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstiitzt. Dabel handelt es sich um einen
Ausschussim Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. <

= 2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011. <

WV 2008/110/EG Artikel 1 Absatz

12 Buchstabe a (angepasst)
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W Berichtigung, ABI. L 220,

21.6.2004, S. 16 (angepasst)

WV 2008/110/EG Artikel 1 Absatz
12 Buchstabe b

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)
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3 neu |

Auf der Grundlage der von der Agentur bereitgestellten einschlagigen Informationen
ubermittelt die Kommission dem Européischen Parlament und dem Rat vor dem [vom Amt
fur Veroffentlichungen einzusetzendes Datum — finf Jahre nach dem Inkrafttreten] und
anschlief3end ale funf Jahre einen Bericht tber die Durchfiihrung dieser Richtlinie.
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W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)

Dem Bericht werden gegebenenfalls Vorschlége fir weitere gemelasehaftiehe Maldnahmen
> der Union <X] beigeflgt.

Article 325> 29 &7
Sanktionen

Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften fir Sanktionen im Falle von Verstél3en gegen die
aufgrund dieser Richtlinie erlassenen innerstaatlichen Vorschriften und treffen alle zu ihrer
Anwendung erforderlichen Mal3nahmen. Die Sanktionen missen wirksam, verhaltnismaldig,
nichtdiskriminierend und abschreckend sein.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Vorschriften bis zu dem in Artikel 33 X> 32
Absatz 1 <X] genannten Zeitpunkt mit und melden ihr spatere Anderungen unverziglich.

\@neu

Artikel 30
Uber gangsbestimmungen

Die Anhange Il und V der Richtlinie 2004/49/EG gelten, bis die in Artikel 6 Absdtze 2 und
3, Artikel 9 Absatz 2, Artikel 14 Absatz 7 und Artikel 23 Absatz 2 dieser Richtlinie genannten
Durchfihrungsrechtsakte Anwendung finden.

Bis zum [vom Amt fUr Veroffentlichungen einzusetzendes Datum — zwei Jahre nach dem
Inkrafttreten] erteillen die nationalen Sicherheitsbehdrden weiterhin
Sicherheitsbescheinigungen gemal3 der Richtlinie 2004/49/EG. Diese
Sicherheitsbescheinigungen sind bis zu ihrem Ablaufdatum gltig.

Artikel 31
Empfehlungen und Stellungnahmen der Agentur

Die Agentur gibt gemald Artikel 15 der Verordnung .../... [Agenturverordnung]
Stellungnahmen und Empfehlungen zur Anwendung dieser Richtlinie ab. Diese
Empfehlungen und Stellungnahmen dienen als Grundlage fir alle gemal} dieser Richtlinie
getroffenen Mal3nahmen der Union.

WV Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)
= neu

Artikel 33 > 32 &7
Umsetzung

1. Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die
erforderlich sind, um diese—Richthnie X> den Artikeln 2, 3, 4, 8, 10, 16, 18, 20 und
Anhang | <] spétestens ab dem = [vom Amt fur Veroffentlichungen einzusetzendes Datum —
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2wel Jahre nach dem Inkrafttreten] & 30-ApeH-2006 nachzukommen. Sie—setzen—die
22122 is: & Sieteilen der Kommission unverziglich den

Wortl aut dmer Bestlmmungen mit. <

2. Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften
selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Vertffentlichung auf diese Richtlinie
Bezug. = In diese Vorschriften figen sie die Erklarung ein, dass Bezugnahmen in den
geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften auf die durch diese Richtlinie aufgehobenen
Richtlinien als Bezugnahmen auf diese Richtlinie gelten. Die Mitgliedstaaten legen die
Einzelheiten der Bezugnahme und die Formulierung der Erklarung fest. < DBie

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

3. Die Republik Malta und die Republik Zypern sind von der Pflicht zur Umsetzung und
Durchfiihrung dieser Richtlinie ausgenommen, solange in ihrem jeweiligen Staatsgebiet kein
Eisenbahnsystem besteht.

Sobald aber eine oOffentliche oder private Stelle einen offiziellen Antrag auf Bau einer
Eisenbahnlinie stellt, die von einem oder mehreren Eisenbahnunternehmen betrieben werden
soll, erlassen die betroffenen Mitgliedstaaten binnen eines Jahres nach Eingang des Antrags
Rechtsvorschriften zur Durchfliihrung dieser Richtlinie.

Artikel 33
Aufhebung

Die Richtlinie 2004/49/EG, die durch die in Anhangll Teil A aufgefihrten Richtlinien
geandert wurde, wird mit Wirkung vom [vom Amt fur Veroffentlichungen einzusetzendes
Datum— zwel Jahre nach dem Inkrafttreten] aufgehoben, unbeschadet der Pflichten der
Mitgliedstaaten zur Einhaltung der in Anhang Il Teil B genannten Umsetzungsfristen und zur
Anwendung der Richtlinien.

Bezugnahmen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende
Richtlinie und sind nach Mal3gabe der Entsprechungstabellein Anhang I11 zu lesen.

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)

Artikel 34
I nkr afttr eten

Diese Verordnung tritt am X> zwanzigsten <X] Tag X> nach <] ihrer Verdffentlichung im
Amtsblatt der Européaischen Union in Kraft.

4 neu

Die Artikel 10 und 11 gelten ab dem [vom Amt fr Veréffentlichungen einzusetzendes Datum
—2wel Jahre nach dem Inkrafttreten].
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W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16 (angepasst)

Artikel 35
Adressaten
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
Geschehen zu Briussel am [ ... ]

£ Fur das Européische Parlament FUr den Rat <&7
£ Der Prasident Der Prasident &7
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WV 2009/149/EG Artikel 1 und
Anhang (angepasst)

ANHANG |

GEMEINSAME SICHERHEITSINDIKATOREN

Die X nationalen <XI Sicherheitsbehtrden erstatten [X> haben <XI Uber nachstehende
gemeinsame Sicherheitsindikatoren jahrlich Bericht [X> zu erstatten <Xl. Das—erste

Ergeben sich nach der Vorlage des Berichts neue Sachverhalte oder werden Fehler entdeckt,
SO &dndert—bzan—berechtigt X hat XI die X nationale <X] Sicherheitsbehtrde die
Sicherheitsindikatoren eines bestimmten Jahres bel nachster Gelegenheit, spétestens jedoch
im folgenden Jahresbericht X> , zu @&ndern bzw. zu berichtigen <X1.

Hinsichtlich der Indikatoren fur die unter Nummer 1 genannten Unfélle wixd X ist <X die
Verordnung (EG) Nr. 91/2003 des Europalschen Parlaments und des Rates wem
g angewandt X> anzuwenden <XI,

sofern die entsprechenden Informatl onen vorllegen

1. Unfallbezogene I ndikatoren

1.1. Gesamtzahl und (auf gefahrene Zugkilometer bezogene) durchschnittliche Zahl der
signifikanten Unfélle, aufgwchlﬂsselt nach folgenden Unfallarten:

i)

X>ii)  Kollisionen von Zigen mit Hindernissen innerhalb des Lichtraumprofils, <X

i Zugentgleisungen,

iv) Unfdle auf Bahnibergangen einschliefdich solcher, an denen Fuf3ganger beteiligt
sind,

V) Unfalle mit Personenschaden é#%ﬁ X> an denen <X in Bewegung betiadichen

X> befindliche Eisenbahnfahrzeuge

bete|I|gt smd <1, mit Ausnahmevon Sumden
Vi) Fahrzeugbrande,
vii) sonstige Unfdlle.

Jeder signifikante Unfall waed X> ist <X] unter der jeweiligen Art des urséchlichen Unfalls
> aufzufiihren Xlagfgetthet, auch wenn die Folgen eines Sekundarunfalls schwerwiegender
sind, beispielsweise bei einem Brand nach einer Entgleisung.

1.2. Gesamtzahl und (auf gefahrene Zugkilometer bezogene) durchschnittliche Zahl der
Schwerverletzten und Getéteten je Unfallart, aufgeschliisselt in folgende Kategorien:

i) Fahrgéste (auch im Verhdtnis zu den gesamten Personenkilometern und
Personenzugkilometern),

! ABI. L 14vom 21.1.2003, S. 1.
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Bedienstete einschliefdlich des Personals von Auftragnehmern,
Benutzer von Bahnibergangen,
Unbefugte auf Eisenbahnanlagen,

SEEE

sonstige Personen.
2. Indikatoren in Bezug auf gefahrliche Guter

Gesamtzahl und (auf gefahrene Zugkilometer bezogene) durchschnittliche Zahl der Unfélle
im Zusammenhang mit der Beforderung geféhrlicher Guter, aufgeschlisselt in folgende
Kategorien:

i) Unfdle, an denen mindestens ein Eisenbahnfahrzeug beteiligt ist, das gefahrliche
Guter nach der Definition in der Anlage befordert,

ii) Zahl solcher Unfélle, bei denen gefahrliche Guiter freigesetzt werden.

3. Indikatoren in Bezug auf Suizide

Gesamtzahl und (auf gefahrene Zugkilometer bezogene) durchschnittliche Zahl der Suizide.
4. Indikatoren in Bezug auf Vorlaufer von Unféllen

Gesamtzahl und (auf gefahrene Zugkilometer bezogene) durchschnittliche Zahl der
Schienenbriiche,

Schienenverbiegungen X> und Gleislagefehler <XI,

Signalisierungsfehler,

Uberfahrenen Haltesignale,

sgEe*

tehe X> Radbriiche <XI an in Betrieb befindlichen

B>vi)  Achs bzw. Wellenbriiche an in Betrieb befindlichen Fahrzeugen. <X

Alle Vorlaufer sind zu melden, unabhangig davon, ob sie zu Unfélen fuhren oder nicht.
Vorlaufer, die zu einem Unfall fuhren, sind im Rahmen der CSI as Vorlaufer zu melden; die
eingetretenen Unféle sind im Rahmen der unter Nummer 1 aufgefihrten unfallbezogenen
CSl zu melden, sofern es sich um signifikante Unfélle handelt.

5. Indikatoren fur die Berechnung der wirtschaftlichen Auswirkungen von Unféllen
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4 neu

Die Agentur legt auf der Grundlage der bis zum Inkrafttreten dieser Richtlinie gesammelten
Daten Kosten je Einheit fest.

WV 2009/149/EG Artikel 1 und
Anhang (angepasst)

6. Indikatoren in Bezug auf die technische Sicherheit der Infrastruktur und ihre
Umsetzung

6.1. Prozentualer Anteil der mit automatischer Zugsicherung (ATP) betriebenen Strecken,
prozentualer Anteil der unter Nutzung betriebsbereiter ATP-Systeme gefahrenen
Zugkilometer.

6.2. Zahl der Bahnlbergange (insgesamt, pro Streckenkilometer und pro Gleiskilometer),
aufgeschliisselt nach folgenden acht Arten:

a) aktiv gesicherte Bahniibergange mit
1)  benutzerseitiger automatischer Warnung,
i)  benutzerseitigem automatischem Schutz,
iii)  benutzerseitigem automatischem Schutz und automatischer Warnung,

iv) benutzerseitigem automatischem Schutz und automatischer Warnung sowie
X> signalabhangigem <X] bahnseitigem Schutz,

V)  benutzerseitiger manueller Warnung,

vi)  benutzerseitigem manuellem Schutz,

vii) benutzerseitigem manuellem Schutz und manueller Warnung;
b) passiv gesicherte Bahniibergange.
7. Indikatoren in Bezug auf das Sicherheitsmanagement

Interne Audits, die von Eshawegbetreibern | nfrastrukturbetreibern und Eisenbahnunternehmen
gemal? den Unterlagen des Sicherheitsmanagementsystems durchgefihrt wurden. Gesamtzahl
der durchgefuhrten Audits und Angabe dieser Zahl als Prozentwert in Bezug auf die
vorgeschriebenen (und/oder geplanten) Audits.

8. Begriffsbestimmungen

Die Anlage enthdlt gemeinsame Definitionen fir die CSI und Methoden fir die Berechnung
der wirtschaftlichen Auswirkungen von Unféllen.
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Anlage

GEMEINSAME DEFINITIONEN FUR DIE CS UND METHODEN FUR DIE BERECHNUNG DER
WIRTSCHAFTLICHEN AUSWIRKUNGEN VON UNFALLEN

1. Unfallbezogene I ndikatoren

1.1. ,Signifikanter Unfall“ ist jeder Unfall, an dem mindestens ein in Bewegung befindliches
Schienenfahrzeug beteiligt ist und bei dem mindestens eine Person getotet oder schwer
verletzt wird oder erheblicher Sachschaden an Fahrzeugen, Schienen, sonstigen Anlagen oder
der Umwelt entstanden ist oder betréchtliche Betriebsstérungen aufgetreten sind. Unfélle in
Werkstétten, Lagern oder Depots sind ausgeschl ossen.

1.2. ,Erheblicher Sachschaden an Fahrzeugen, Gleisen, sonstigen Anlagen oder der Umwelt*
ist ein Schaden in Hohe von mindestens 150 000 EUR.

1.3. ,Betrachtliche Betriebsstorung” ist ene Verkehrsunterbrechung auf einer
Hauptei senbahnstrecke fur mindestens sechs Stunden.

14. ,Zug" ist eine Einheit aus einem oder mehreren Eisenbahnfahrzeugen, die von
einer/einem oder mehreren Lokomotiven oder Sehienenfahrzeugen Triebwagen gezogen

werden, oder ein allein fahrender Triebwagen, die/der unter einer bestimmten Nummer oder
einer besonderen Bezeichnung zwischen einem festen Ausgangspunkt und einem festen
Endpunkt fahrt. Eine Leerlokomotive, =k wie z. B. eine alein verkehrende Lokomotive, gilt
ebenfallsalsZug.

! : IZ> Zusammensto@e <ZI der Spltze eines Zug&s
mit der Spitze oder dem Schl uss eines anderen Zuges [X> , eines anderen Schienenfahrzeugs
oder einer Rangiereinheit <XI oder seitliche ZusammenstoBe zwischen Teilen eines Zuges und
Teilen eines anderen Zug% IZ> emes anderen Schienenfahrzeugs oder einer
Rangiereinheit. <x]

X> 1.6. ,Kollisonen mit Hindernissen innerhalb des Lichtraumprofils® sind Kollisionen
zwischen einem Tell eines Zuges und festen Gegenstanden oder zeitweilig im oder am Gleis
befindlichen Gegenstanden (mit Ausnahme von Gegenstanden auf Bahniibergangen, die von
einem kreuzenden Fahrzeug oder Benutzer verloren wurden). Dazu zéhlen auch Kollisionen
mit Oberleitungen. <X

167 ,Zugentgleisung” ist ein Fal, bel dem mindestens ein Rad eines Zuges die Schiene
verlassen hat.

1#£8. ,Unfdle auf Bahnibergéngen* sind Unfélle auf Bahnibergangen, an denen mindestens
ein Eisenbahnfahrzeug und ein oder mehrere den Schienenweg kreuzende Fahrzeuge, andere
kreuzende Benutzer wie Ful3gganger oder andere Gegenstande, die sich zeitwellig im oder am
Gleis befinden und von einem kreuzenden Fahrzeug oder Benutzer verloren wurden, beteiligt
sind.
189 ,,Unfalle mit Personenschaden die=ven X> an denen <X] in Bewegung befrdHehen
seden X befindliche Fahrzeuge beteiligt sind <X1,“ sind Unfélle, bei
denen eine oder mehrere Personen entweder von einem Eisenbahnfahrzeug oder von einem
Gegenstand, der an einem Eisenbahnfahrzeug befestigt ist oder sich von diesem gel6st hat,
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verletzt werden. Hierzu zéhlen auch Personen, die von Eisenbahnfahrzeugen herunterfallen
oder wahrend der Fahrt im Eisenbahnfahrzeug fallen oder von losen Gegenstéanden getroffen
werden.

1.910. , Fahrzeugbrande" sind Feuer und Explosionen in Eisenbahnfahrzeugen (einschliefdlich
deren Ladung) wahrend der Fahrt zwischen Abfahrt- und Zielbahnhof, beim Halt in diesen
Bahnhofen und bel Zwischenhalten sowie bei Unterwegsbehandlung.

1.4011. , Sonstige Unfélle* sind alle Unfalle mit Ausnahme der bereits genannten Unfallarten
(Zugkollisionen, Zugentgleisungen, Unféle auf Bahnubergangen, Unfdlle mit
Personenschaden, die von in Bewegung befindlichen Fahrzeugen verursacht wurden,
Fahrzeugbrande).

14112, ,Fahrgast” ist jede mit der Eisenbahn reisende Person mit Ausnahme des
Zugpersonals. Fur die Zwecke der Unfallstatistik sind die Fahrgaste eingeschlossen, die
versuchen, auf einen fahrenden Zug aufzuspringen oder von einem fahrenden Zug
abzuspringen.

14213. , Bedienstete (einschliefdlich des Personals von Auftragnehmern und selbstandiger
Auftragnehmer)” sind alle Personen, die im Zusammenhang mit einer Eisenbahn beschéftigt
und zur Unfalzeit im Dienst sind. Dazu z&hlen das Zugpersona sowie Personen, die
Eisenbahnfahrzeuge und Infrastruktureinrichtungen bedienen.

1.4314. , Benutzer von Bahnibergangen sind Personen, die einen Bahnibergang benutzen,
um die Eisenbahnstrecke mit einem Verkehrsmittel oder zu Fuld zu Uberqueren.

1.2415. , Unbefugte auf Eisenbahnanlagen” sind Personen, die sich entgegen den Vorschriften
auf Eisenbahnanlagen aufhalten, ausgenommen Benutzer von Bahniibergangen.

1.4516. , Sonstige Personen (Dritte)* sind Personen, die nicht als , Fahrgéaste®, , Bedienstete
einschliefdlich des Personals von Auftragnehmern®, , Benutzer von Bahnibergangen* oder
» Unbefugte auf Eisenbahnanlagen® definiert sind.

14617. ,Tote (Getdtete)* sind Personen, die entweder unmittelbar nach einem Unfall oder
innerhalb von 30 Tagen an den Unfallfolgen sterben, mit Ausnahme der Personen, die
Selbstmord begangen haben.

1.4718. , Schwerverletzte’ sind Verletzte, die nach einem Unfall fir mehr as 24 Stunden in
ein Krankenhaus eingewiesen wurden, mit Ausnahme der Personen, die einen
Selbstmordversuch unternommen haben.

2. Indikatoren in Bezug auf gefahrliche Guter

2.1. ,Unfdle, an denen Gefahrguttransporte beteiligt sind“ sind Unféle oder Zwischenfélle,
die gemaR RIDY/ADR Abschnitt 1.8.5 meldepflichtig sind.

2.2. ,gefédhrliche Glter* bzw. ,Gefahrgut® sind die Stoffe und Gegensténde, deren
Beforderung gemald RID verboten oder nur unter darin bestimmten Bedingungen gestattet ist.

3. Unfallbezogene I ndikatoren

3.1. ,Suizid (Selbstmord)” ist eine Handlung vorsétzlicher Selbstverletzung mit Todesfolge,
wie von der zustandigen nationalen Behorde registriert und klassifiziert.

Ordnung fur die internationale Eisenbahnbeftrderung geféhrlicher Giter (RID), angenommen gemaf3
der Richtlinie 2008/68/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 24. September 2008 Uber
die Beforderung gefahrlicher Giter im Binnenland (ABI. L 260 vom 30.9.2008, S. 13).
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4. Indikatoren in Bezug auf Vorlaufer von Unfallen

4.1. , Schienenbruch” bedeutet, dass eine Schiene in zwel oder mehr Teile aufgetrennt ist oder
sich von ihr ein Metallstiick gelost hat, wodurch in der Laufflache eine mindestens 50 mm
lange und 10 mm tiefe L licke entstanden ist.

4.2. ,Schienenverbiegungen B> und Gleidagefehler X1 sind Mangel im Hinblick auf
Gleiskontinuitét und Gleisgeometrie, die 2& H i elne sofortige
Gleissperrung oder Geschwi ndlgkeltsredu2|erung erfordern

4.3. ,Signadisierungsfehler” ist ein X technischer <X Fehler im Signalisierungssystem
(streckenseitig oder fahrzeugseitig), der zu einer weniger restriktiven Signdisierung als
erforderlich fuhrt.

4.4. ,Uberfahrenes Haltesignal“ (SPAD) ist jedes Ereignis, bei dem ein Teil des Zuges Uber
den zuléssigen Endpunkt seiner Zugfahrt hinaus fahrt.

Eine Zugfahrt Gber den zul&ssigen Endpunkt hinausist die Vorbeifahrt an

- einem streckenseitigen haltzeigenden farbigen Licht- oder Formsignal als
Haltesignal, wenn kein automatisches Zugsteuerungssystem (ATCS) oder
Zugsicherungssystem (ATP) in Betrieb ist,

- einem sicherheitsbedingten Endpunkt der Fahrterlaubnis in einem automatischen
Zugsteuerungs- oder Zugsicherungssystem,

- einem durch vorschriftsmal3ige mindliche oder schriftliche Anweisung tbermittelten
Punkt,

- Haltetafeln (mit Ausnahme von Prellbocken) oder Handsignalen.

Féale, in denen Fahrzeuge ohne angekoppeltes Triebfahrzeug oder unbesetzte Zlige entlaufen
und ein Haltesignal Uberfahren, sind ausgenommen. Félle, in denen das Signal erst so spét auf
Halt gestellt wird, dass der Triebfahrzeugfihrer keine Moglichkeit hatte, den Zug rechtzeitig
vor dem Signal anzuhalten, sind ausgenommen.

Die nationalen Sicherheitsbehtrden kdnnen ihre Angaben zu den vier Spiegelstrichen separat
Ubermitteln, melden aber mindestens einen Gesamtindikator, der die Angaben zu allen vier
Punkten zusammenfasst.

45. ,Rad—und-Achs—bzaWellenbrueh
Wesentllchen Taleem&Rad% cinerAchsel Aelle

x> Radbruch <&X] * ist ein Bruch, bei dem die
beschadlgt werden und aus dem
sich eine Unfallgefahr (Entgleisung oder Zu&ammenstoB) ergibt.

X> 4.6 ,Achs- bzw. Wellenbruch” ist ein Bruch, bei dem die wesentlichen Teile einer Achse
bzw. Welle beschadigt werden und aus dem sich eine Unfalgefahr (Entgleisung oder
Zusammenstold) ergibt. <x]

5. Gemeinsame Methoden fir die Berechnung der wirtschaftlichen Auswirkungen von
Unfallen

| 0 neu

Die Agentur entwickelt auf der Grundlage der bis zum Inkrafttreten dieser Richtlinie
gesammelten Daten eine Methode zur Berechnung der Kosten je Einhelit.
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6. Indikatoren in Bezug auf die technische Sicherheit der Infrastruktur und ihre
Umsetzung

6.1. ,Automatische Zugsicherung (ATP)* bezeichnet ein System, das die Einhaltung von
Haltesignalen und Geschwindigkeitsbegrenzungen durch Geschwindigkeitsiberwachung
erzwingt, einschliefflich des selbsttdtigen Anhaltens an Haltesignalen.

6.2. ,Bahniibergang” ist jede vom Eshesegbetreiber Infrastrukturbetreiber als Ubergang
eingestufte hohengleiche Kreuzung zwischen einer Bahnstrecke und einem Uberweg, der dem
offentlichen oder privaten Verkehr dient. Durchgange zwischen Bahnsteigen in Bahnhdfen
sind ebenso ausgenommen wie Gleisiibergange, die ausschliefdlich fur Bahnbedienstete
vorgesehen sind.

6.3.,, Uberweg" ist jede offentliche oder private StraRe oder SchnellstralRe, einschliellich Ful3-
und Fahrradwegen, oder jeder sonstige Uberweg, der von Menschen, Tieren, Fahrzeugen oder
Maschinen zum Uberqueren von Bahngleisen benutzt wird.

6.4. ,Aktiv gesicherter Bahnibergang® ist en Bahnibergang, an dem die
BahnUibergangsbenutzer bei Annaherung eines Zuges durch Aktivierung von Einrichtungen
geschiitzt oder gewarnt werden, wenn das Uberqueren der Gleise fir den Benutzer nicht
sicher ist.

- Schutz durch Einsatz physischer Einrichtungen:
—  Halb- oder Vollschranken,
- Tore, Gatter.
- Warnung durch Einsatz fest installierter Einrichtungen an Bahniibergangen:
—  sichtbare Einrichtungen: 2B Lichtsignale,
—  horbare Einrichtungen: 2B=Gleeken L dutewerke, Hupen, Sirenen usw.,
—  physische Einrichtungen, z. B. Vibration durch Bodenschwellen.
Aktiv gesicherte Bahnibergange werden wie folgt eingeteilt:

1. ,Bahnlbergang mit benutzerseitigem automatischem Schutz und/oder
automatischer Warnung® ist ein Bahnibergang, an dem der Schutz und/oder die
Warnung automatisch zuggesteuert aktiviert wird X> oder an dem der bahnseitige
Schutz signalabhangig aktiviert wird <XI.

Diese Bahnibergange werden wie folgt eingetelilt:

1) benutzerseitige automatische Warnung,

i)  benutzerseitiger automatischer Schutz,

i) benutzerseitiger automatischer Schutz und automatische Warnung,

iv) benutzerseitiger automatischer Schutz und automatische Warnung sowie
bahnseitiger Schutz.

,X> Signalabhangiger X1  bahnseitiger ~ Schutz* ist en Sigra
X> signalgestiitztes System <X oder ein anderes Zugsicherungssystem, bel
dem en Zug nur dann weiterfahren darf, wenn der Bahnibergang
benutzerseitig geschitzt und frei von Hindernissen ist, was mittels
Uberwachung und/oder Hinderniserkennung festgestel It wird.

2) ,Bahnibergang mit benutzerseitigem manuellem Schutz und/oder manueller
Warnung* ist ein Bahnibergang, dessen Schutz- oder Warneinrichtungen X> von
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einem Eisenbahnmitarbeiter <XI manuell akt|V|ert werden und bei dem X kein
sgnalabhanglger bahnsemger Schutz<ZI ' i besteht=e|%eh%|=e

Diese Bahnibergange werden wie folgt eingetellt:

V) benutzerseitige manuelle Warnung,
Vi) benutzerseitiger manueller Schutz,
vii) benutzerseitiger manueller Schutz und manuelle Warnung.

6.5. ,Passiv gesicherter Bahnubergang® ist ein Bahnlbergang ohne Schutz- oder
Warneinrichtungen, die aktiviert werden, wenn das Uberqueren der Gleise fir den Benutzer
nicht sicher ist.

7. Indikatoren in Bezug auf das Sicherheitsmanagement

7.1. ,Audit” ist ein systematischer, unabhangiger und dokumentierter Prozess zur Erlangung
von Auditnachweisen und deren objektiver Auswertung, um zu ermitteln, inwieweit
Auditkriterien erfullt sind.

8. Definitionen der Maleinheiten

8.1. ,Zugkilometer” ist die Mal¥einheit fir die Bewegung eines Zuges Uber eine Entfernung
von einem Kilometer. Zu berlicksichtigen ist — sofern bekannt — die tatsachlich zurtickgel egte
Entfernung; andernfalls wird die Standardnetzentfernung zwischen Ausgangs- und Endpunkt
zugrunde gelegt. Es wid X ist <XI nur die Wegstrecke auf dem Hoheitsgebiet des
Meldelandes X> zu berticksichtigen <Xlberiicksichtigt.

8.2. ,Personenkilometer” ist die Mal3einheit fir die Beforderung eines Fahrgastes mit der
Eisenbahn Uber eine Entfernung von einem Kilometer. Es wird B ist <XI nur die Wegstrecke
auf dem Hoheitsgebiet des Meldelandes > zu berticksichtigen <X1 berbeksichtigt.

8.3. , Streckenkilometer” ist die in Kilometern gemessene Lange des Eisenbahnnetzes in den
Mitgliedstaaten, dessen Umfang in Artikel 2 festgelegt ist. Bei mehrgleisigen
Eisenbahnstrecken zahlt nur die Entfernung zwischen Ausgangs- und Endpunkt.

8.4. ,Gleiskilometer* ist die in Kilometern gemessene Lange des Eisenbahnnetzes in den
Mitgliedstaaten, dessen Umfang in Artikel 2 festgelegt ist. Bei mehrgleisigen
Eisenbahnstrecken zahlt die Lange jedes einzelnen Gleises.

69

DE



DE

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16

WV 2008/110/EG Artikel 1 Absatz
13

70

W Berichtigung, ABI. L 220,
21.6.2004, S. 16

DE



DE

71

DE



DE

72

DE



DE

73

DE



DE

74

DE



DE

75

DE



DE

76

DE



DE

D

ANHANG |1

TEIL A

Aufgehobene Richtlinie mit Anderungsrechtsakten
(gemal3 Artikel 32)

Richtlinie 2004/49/EG

(ABI. L 164 vom 30.4.2004,
S. 44)

Richtlinie 2008/57/EG

(ABI. L 191 vom 18.7.2008,
S. 1)

Richtlinie 2008/110/EG

(ABI. L 345 vom 23.12.2008,
S. 62)

Richtlinie 2009/149/EG

(ABI. L 313 vom 28.11.2009,
S. 65)

Berichtigung, 2004/49/EG

(ABI. L 220 vom 21.6.2004,
S. 16)

TEIL B

Fristen fur die Umsetzung in nationales Recht
(gemal Artikel 32)

Richtlinie Umsetzungsfrist

2004/49/EG | 30. April 2006

2008/57/EG | 19. Juli 2010

2008/110/EG | 24. Dezember 2010

2009/149/EG | 18. Juni 2010

77

DE



DE

ANHANG Il

ENTSPRECHUNGSTABELLE

Richtlinie 2004/49/EG

Diese Richtlinie

Artikel 1 Artikel 1
Artikel 2 Artikel 2
Artikel 3 Artikel 3
Artikel 4 Artikel 4
Artikel 5 Artikel 5
Artikel 6 Artikel 6
Artikel 7 Artikel 7
Artikel 8 Artikel 8
Artikel 9 Artikel 9
Artikel 10 Artikel 10
Artikel 11 Artikel 12
Artikel 12 Artikel 11
Artikel 13 Artikel 13
Artikel 14a Absétze 1 bis7 Artikel 14
Artikel 14a Absatz 8 Artikel 15
Artikel 15 --
Artikel 16 Artikel 16
Artikel 17 Artikel 17
Artikel 18 Artikel 18
Artikel 19 Artikel 19
Artikel 20 Artikel 20
Artikel 21 Artikel 21
Artikel 22 Artikel 22
Artikel 23 Artikel 23

78

DE



DE

Artikel 24 Artikel 24
Artikel 25 Artikel 25
Artikel 26 -

- Artikel 26
Artikel 27 Artikel 27
Artikel 28 --
Artikel 29 --
Artikel 30 --
Artikel 31 Artikel 28
Artikel 32 Artikel 29

- Artikel 30

-- Artikel 31
Artikel 33 Artikel 32

-- Artikel 33
Artikel 34 Artikel 34
Artikel 35 Artikel 35
Anhang | Anhang |
Anhang |1 --
Anhang 111 --
Anhang IV --
Anhang V --

-- Anhang |1

79

DE



	1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
	1.1. Aktuelle Entwicklungen der EU-Politik im Bereich des Schienenverkehrs
	1.2. Rechtsrahmen für die Eisenbahnsicherheit
	1.3. Gründe für die Änderung der Richtlinie 2004/49/EG

	2. ERGEBNISSE DER KONSULTATIONEN DER INTERESSIERTEN KREISE UND DER FOLGENABSCHÄTZUNGEN
	3. RECHTLICHE ASPEKTE DES VORSCHLAGS
	KAPITEL I
	ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN
	KAPITEL II
	ENTWICKLUNG UND MANAGEMENT DER SICHERHEIT
	KAPITEL III
	SICHERHEITSBESCHEINIGUNG UND -GENEHMIGUNG
	KAPITEL IV
	? NATIONALE ? SICHERHEITSBEHÖRDEN
	KAPITEL V
	UNTERSUCHUNG VON UNFÄLLEN UND STÖRUNGEN
	KAPITEL VI
	SCHLUSSBESTIMMUNGEN
	KAPITEL VII
	ALLGEMEINE UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN
	GEMEINSAME SICHERHEITSINDIKATOREN
	1. Unfallbezogene Indikatoren
	2. Indikatoren in Bezug auf gefährliche Güter
	3. Indikatoren in Bezug auf Suizide
	4. Indikatoren in Bezug auf Vorläufer von Unfällen
	5. Indikatoren für die Berechnung der wirtschaftlichen Auswirkungen von Unfällen
	6. Indikatoren in Bezug auf die technische Sicherheit der Infrastruktur und ihre Umsetzung
	7. Indikatoren in Bezug auf das Sicherheitsmanagement
	8. Begriffsbestimmungen
	1. Unfallbezogene Indikatoren
	2. Indikatoren in Bezug auf gefährliche Güter
	3. Unfallbezogene Indikatoren
	4. Indikatoren in Bezug auf Vorläufer von Unfällen
	5. Gemeinsame Methoden für die Berechnung der wirtschaftlichen Auswirkungen von Unfällen
	Anwendungsbereich des Modells

	6. Indikatoren in Bezug auf die technische Sicherheit der Infrastruktur und ihre Umsetzung
	7. Indikatoren in Bezug auf das Sicherheitsmanagement
	8. Definitionen der Maßeinheiten

	1. ANFORDERUNGEN AN DAS SICHERHEITSMANAGEMENTSYSTEM
	2. WESENTLICHE BESTANDTEILE DES SICHERHEITSMANAGEMENTSYSTEMS
	1. ZUSAMMENFASSUNG
	2. EREIGNISBEZOGENE ANGABEN
	3. UNTERSUCHUNGSPROTOKOLL
	4. AUSWERTUNG UND SCHLUSSFOLGERUNGEN
	5. DURCHGEFÜHRTE MAßNAHMEN
	6. EMPFEHLUNGEN
	TEIL B
	Fristen für die Umsetzung in nationales Recht


